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Die Normalisierung der Beziehungen zu den osteuropäischen Ländern als
Beitrag zur Entspannung ist eine der Forderungen der Gewerkschaften an

die bundesdeutsche Außenpolitik. Nur sehr vorsichtig heißt es jedoch in der
Regierungserklärung Kiesingers, daß die Aufnahme diplomatischer Beziehungen
„mit dem einen oder anderen Land Osteuropas für wünschenswert“ gehalten
werde. Inzwischen ist der Austausch von Botschaftern mit Rumänien beschlossen;
in Prag und Budapest wurden Vorbesprechungen mit dem gleichen Ziel geführt.
Ob es sich bei dieser diplomatischen Aktivität der Regierung Kiesinger/Brandt
um die Ansätze einer realen Ostpolitik handelt, wird sich noch erweisen
müssen. Es ist die Begleitmusik, die Zurückhaltung fordert, denn die Absicht der
Bundesregierung, ihre neue Ostpolitik egoistischen Zwecken zu unterwerfen,
ist allzu deutlich. Die Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit Rumänien und
anderen osteuropäischen Staaten soll, nach dem Wunsch Bonns, den sozialisti-
schen Block sprengen und die Mitglieder des Warschauer Paktes — wie es
offiziell heißt — „aus der sowjetischen Interessensphäre lösen“ und nicht zuletzt
die DDR von ihren Freunden isolieren.

Ostpolitik
mit
Widerhaken

Daß diese zweckgebundene Ostpolitik
bei den Sowjets keine Gegenliebe fin-
det, kann nicht überraschen. Entspan-
nung ist also von dieser Politik kaum
zu erwarten, im Gegenteil: Das Ver-
hältnis zwischen der Bundesrepublik
und der Sowjetunion, von dem so
außerordentlich viel in bezug auf den
Frieden in Europa abhängt, hat sich in
den letzten Wochen eher noch ver-
schlechtert.

Entspannungspolitik, die von allen
osteuropäischen Ländern honoriert
werden will, muß, wenn sie ehrlich

gemeint ist, die Normalisierung der Beziehungen zum anderen deutschen Staat
einschließen. Die Mitglieder des Warschauer Paktes haben dazu im vergangenen
Jahr konkrete Vorschläge gemacht: Anerkennung der nach 1945 entstandenen
Grenzen und die Respektierung der DDR, Verzicht auf Besitz an oder Ver-
fügungsgewalt über Atomwaffen und die Aufgabe der Hallstein-Doktrin. Den
bundesdeutschen Unterhändlern ist während ihrer Verhandlungen mit den ost-
europäischen Regierungen klargemacht worden, daß die Anknüpfung diplo-
matischer Beziehungen die Anpassung der Bundesrepublik an die politischen
Realitäten vorausselzt — zumindest insoweit, als die Beziehungen zwischen
ihren Ländern und der DDR nicht gestört werden dürfen.

Bei aller bedenklichen Begleitmusik hat der Austausch von Botschaftern mit
Rumänien und vielleicht später mit dem einen oder dem anderen osteuropäischen
Staat doch etwas Positives, und sei es auch nur im Hinblick auf die in der
Politik wirkende „normative Kraft des Faktischen“. Das heißt, im Laufe der
Entwicklung wird von der Hallstein-Doktrin ebenso wie von dem „Alleinver-
tretungsanspruch" nichts mehr bleiben als die Deklamation ohne realen Wert.
Eines ist sicher, Bonner Ostpolitik auf Kosten der DDR wird nicht zum Zuge
kommen. Je schneller die Bundesregierung darauf verzichtet, unter dem Deck-
mantel einer „neuen“ Ostpolitik die Länder des sozialistischen Lagers gegen-
einander auszuspielen, um so kreditwürdiger wird sie sein. sr
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WIE EH UND JE

Nun haben wir die beste CDU-Regie-
rung, die es je gab: angereichert mit
sozialdemokratischen Ministern wie
Schiller, Wehner und Leber, die schon
lange immer dasselbe wollten wie die
CDU — nur „besser".

So hat denn der Regierungschef Kie-
singer seinen Koalitionspartnern kürz-
lich vor der Presse ein kräftiges Lob
ausgesprochen: „Gewisse Befürchtun-
gen, die ich anfangs hatte, haben sich
nicht erfüllt. Von ganz kleinen Un-
fällen abgesehen, leistet die Große
Koalition ausgezeichnete Arbeit." —
Siehe den sozialreaktionären Etataus-
gleich!
Die Befürchtung, die Kiesinger „an-
fangs" hatte, war offenbar die, daß die
sozialdemokratischen Kabinettsmit-
glieder vor der Koalitionsbildung ver-
kündeten Grundsätzen treu bleiben
könnten. Aber umsonst gefürchtet.
Und der ganz kleine Unfall des SPD-
Wohnungsministers Lauritzen, der et-
was außerhalb vom CDU-Gängelband
verkündete, mehr Sozialwohnungen
bauen und die weißen Kreise auf die
lange Bank schieben zu wollen,
wurde ja mit einem ebenso kleinen
Drohbrief Kiesingers an Lauritzen
wieder geheilt.
Nadi drei Monaten Großer Koalition
hat die Bonner Politik ihr Prädikat
sdion verdient: sozialreaktionär wie
eh und je, nur schillert's jetzt oben-
drein. okolus



Stabilisierung zu Lasten der Arbeiter

Anreiz für Unternehmer - Lohnabbau für Arbeitnehmer

Zur Haushalts- und Wirtschaftspolitik der Großen Koalition

Die Vorschläge der Bundesregierung zum Ausgleich des Haushaltes 1967 sind
bezeichnend für den Weg, den die Große Koalition in der Finanz-, Wirtschafts-
und Steuerpolitik einschlagen will. Sie hat sich für die „bewährte Politik der
CDU/CSU" entschieden, das heißt für eine weitere Belastung der Lohn- und
Gehaltsempfänger zum Vorteil jener zahlenmäßig verschwindend kleinen Schicht,
die im Besitz der wirtschaftlichen Macht ist und vom Bestehen der Bundes-
republik an den Rahm des „Wirtschaftswunders" abgeschöpft hat. Es ist offen-
sichtlich, daß die Arbeiter und Angestellten die Zeche für die verfehlte Wirt-
schafts- und Sozialpolitik seit Adenauer und Erhard zahlen sollen.

Dabei kann von einem Sparhaushalt
ebensowenig die Rede sein wie bei
den Entwürfen in den vorhergegange-
nen Jahren. Im Gegenteil sollen rund
4,3 Milliarden DM, das sind 6 Prozent,
gegenüber dem Vorjahr mehr ausge-
geben werden — nicht weniger. Dazu
kommt, daß der Haushalt 1966 noch
im Dezember um eine Milliarde auf-
gestockt wurde, um die von Erhard
und Hassel leichtfertig eingegangenen
Devisenverpflichtungen gegenüber den
USA zu erfüllen. Die neuen Vorschläge
der Bundesregierung sind eine zweite
Korrektur des noch von der Regierung
Erhard vorgelegten Haushaltes 1967.
Schon die erste Änderung brachte be-
kanntlich eine Etaterhöhung von einer
Milliarde DM über die Verbrauchs-
steuer, die immer zu Lasten der brei-
ten Masse der Bevölkerung geht.

Freuen können sich über die Vor-
schläge der Regierung Kiesinger vor-
nehmlich die Unternehmer. Sie erhal-
ten durch Sonderabschreibungen (durch
Rechtsverordnung des Bundesfinanz-
ministers) für neun Monate eine Er-
höhung der Abschreibungssätze von
10 Prozent für bewegliche Investitions-
güter und von 5 Prozent für unbeweg-
liche Neuanlagen und durch die Aus-
sicht auf öffentliche Aufträge die Si-
cherheit, daß sie an ihren Gewinnen
keine Abstriche zu machen brauchen.

Dazu verhilft ihnen nicht zuletzt auch
die vom Wirtschaftsminister Schiller
mit Nachdruck geforderte „konzer-
tierte Aktion", mit der beabsichtigt
ist, die Tarifpolitik der Gewerkschaf-
ten an die kurze Leine zu nehmen.
Praktisch sollen die Gewerkschaften
— wie übrigens ebenso durch die
Lohnleitlinien und Orientierungs-
punkte — dazu gezwungen werden,
auf Lohnerhöhungen zu verzichten
oder sie zumindest so niedrig zu hal-
ten, daß sie kaum dazu ausreichen
werden, die anhaltenden Preiserhöhun-
gen auszugleichen. Damit hätten die
Unternehmer das erreicht, worauf sie
seit Jahren zusteuern, nämlich einen
praktischen Lohnstopp — wirtschafts-
politisch das Verhängnisvollste, was
•es zur Zeit gibt, denn es käme jetzt
»vielmehr darauf an, der Wirtschaft
über eine Erhöhung der Kaufkraft

;neue Impulse zu geben.
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Der vom Wirtschaftsminisler Schiller
angekündigte und von der Presse mit
viel Vorschußlorbeeren bedachte „Even-
tualhaushalt" in Höhe von 2,5 Mil-
liarden DM, der ein Programm „kon-
trollierter Expansion" einleiten soll,
berechtigt keineswegs zu hohen Er-
wartungen. Es wäre auch viel eher
möglich, durch eine entsprechende
Verringerung des Rüstungsetats die
wirtschaftliche Stagnation aufzuhalten
und das Haushaltsdefizit auszuglei-
chen. Aber die Tatsache, daß die
Bundesregierung, abgesehen von einer
lächerlich geringen Summe, den Rü-
stungsetat unangetastet lassen will,
zeigt, daß es ihr keineswegs ernst mit
der Stabilisierung unserer Wirtschaft
ist. Sie versucht, die Bevölkerung zu
belasten, um unter allen Umständen
eine grundlegende Revision ihrer Rü-
slungspolitik zu vermeiden. Bundes-
kanzler Kiesinger hat schon in seiner
Regierungserklärung gesagt, daß für
ihn der Rüstungshaushalt keine Re-
servekasse für die Haushaltssünden
früherer Jahre sei. Mit Recht hat Otto
Brenner in einem Artikel darauf hin-
gewiesen, daß noch weniger die So-
zialversicherungen der Arbeitnehmer
als Reservekasse angesehen werden
dürfen.

Für die Arbeitnehmer wie auch für
die Gewerkschaften ist die Frage erst-
rangig, ob durch die Sonderabschrei-
bungen und durch Aufträge aus dem
Eventualhaushall die Arbeitslosigkeit,
die rapide anwächst — allein in den
ersten 14 Tagen des Monats Januar
ist die Zahl um 200 000 angestiegen —
gestoppt und ein konjunktureller Auf-
schwung eingeleitet werden kann.

Aber es sieht nicht so aus, als würde
sich durch die konjukturpolitischen
Maßnahmen der Bundesregierung die
Wirtschaftslage festigen. Vielmehr be-
steht die Gefahr, daß bei wachsender
Industriekapazität weitere Arbeits-
kräfte frei werden, selbst dann, wenn
die Produktion tatsächlich wieder an-
steigen sollte. Die Unternehmer haben
auch gegenwärtig gar kein Interesse
daran, die Arbeitslosigkeit zu ver-
ringern.

Als die Vertreter der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände am 17. Januar mit Wirtschafts-
minister Schiller sprachen, machten sie, 

wie die „Süddeutsche Zeitung" berich-
tete, Vorbehalte gellend gegen jede
energische Umkehr des Konjunktur-
trends. Sie äußerlen ein lebhaftes In-
teresse an einer nachhaltig wirkenden
„Entspannung" auf dem Arbeitsmarkt,
und sie haben zweifellos die Absicht,
die für sie günstige Situation auszu-
nutzen, um die Lohnkosten zu drük-
ken. Zusammen mit den auf dem Welt-
markt sinkenden Rohstoffpreisen be-
deutet dies ein sicheres Ansteigen
ihrer Gewinnchancen, während die
Gefahr, daß der in gewerkschaftlichen
Kämpfen erreichte Lebensstandard der
Lohn- und Gehaltsempfänger absinkt,
immer größer wird.

Es kann nicht übersehen werden, daß
durch Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit
bei den Arbeitnehmern Einkommens-
verluste eingelreten sind, die weitaus
höher liegen als jene Beträge, die
Wirtschaftsminister Schiller in seinem
Eventualhaushalt bereithäll, um neue
Wirlschaftsimpulse auslösen zu kön-
nen. Für die Unternehmer bestehl
auch kein besonderer Anreiz, jetzt un-
mittelbar umfangreiche Investitionen
vorzunehmen, denn sie sind in der
Lage, auch für die 1968 vorgesehenen
Investitionen Sonderabschreibungen in
Anspruch zu nehmen, wenn sie im
September die Verkaufsabschlüsse
tätigen. Das aber wird sich auf die
Produktion erst im Laufe des Jahres
1968 auswirken.

Es ist also eine völlig unbewiesene
Behauptung Prof. Schillers, daß die
vorgesehenen Konjunkturmaßnahmen
über den Eventualhaushalt sofort
greifbare Erfolge zeitigen würden.
Schließlich muß auch die Frage auf-
geworfen werden, ob es bei dem hohen
technischen Stand der westdeutschen
Wirtschaft zur Konjunkturanregung
primär auf eine Förderung der Inve-
stitionstätigkeit ankommt oder nicht
eher auf eine Steigerung der Kauf-
kraft, um die Kapazität der Wirtschaft
optimal nützen zu können.

In der Regierungserklärung Kiesingers
wird gesagt, daß die Bundesregierung
eine fühlbare Senkung des Diskont-
satzes und entsprechende Erleichterun-
gen für den Geld- und Kapitalmarkt
begrüßen würde. In der Praxis aber
belasten die Regierungsmaßnahmen
den Kapitalmarkt heute und die Haus-
halte von morgen. Der Schillersche
Eventualhaushalt in der Höhe von
2,5 Milliarden DM soll nämlich über
kurz- und mittelfristige Kredite finan-
ziert werden. Dazu kommt, daß die
Kürzung der Zuschüsse für die Renten-
versicherung mit 300 Millionen DM
ebenfalls auf den Kapitalmarkt ein-
wirkt. Allein die Landesversicherungs-
anstalt der Rheinprovinz wird im
Jahre 1967 über 340 Millionen ihres
feslangelegten Vermögens auflösen
müssen, um überhaupt zahlungsfähig
zu bleiben. Der größte Teil davon
wird dem Wertpapiermarkt entzogen.
Aber auch die 120 Millionen DM, Uln
die der Berlin-Zuschuß gekürzt wirdt
sollen bekanntlich über den Kapital-



Zum Thema

Keine Schonzeit

Es ist eine demokratische Spielregel,
jeder neuen Regierung zunächst ein-
mal eine gewisse Bewährungsfrist zu
geben. Diese Schonfrist ist nicht nur
ein Zugeständnis an den verantwort-
lich Handelnden, um eine Zeit zum
Einarbeiten in die Arbeitsfülle zu ge-
währen, sondern auch der Kritiker
braucht etwas Abstand, um sich auf
die neue Lage einzuslellen, um neue
Erscheinungen mit den ihnen ange-
messenen Maßstäben analysieren und
bewerten zu können.

Die Problematik einer Schonzeit für
die Große Koalition in Bonn liegt je-
doch in der Frage, ob solche fairen
Spielregeln auch dort angewendet
werden können, wo sie der Gegen-
spieler von Anfang an verletzt.

Würde die Große Koalition, um es
konkret zu sagen, uneingeschränkt das
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markt aufgebracht werden. Das heißt
aber, daß diese Mittel ebenfalls nicht
mehr für andere produktive Investi-
tionen eingesetzt werden können.

Bei den von dem Gespann Strauß/
Schiller ausgeknobellen wirtschaft-
lichen Maßnahmen zum Ausgleich des
Haushaltes 1967 und zur Ankurbelung
der Wirtschaft handelt es sich um
sehr fragwürdige Praktiken, die sich
zum Teil gegenseitig aufheben und
teilweise in entgegengesetzter Rich-
tung wirken. Die Gewerkschaften ha-
ben vor allen Dingen von dem Sozial-
demokraten Schiller etwas anderes
erwartet, und Otto Brenner hat kei-
neswegs unrecht mit seiner Bemer-
kung: „Die hohe Intelligenz, die sich
im Bundeswirtschaftsministerium kon-
zentriert, sollte imstande sein, ein
besseres Programm hervorzubringen".

Es wäre nicht richtig, wenn die Ge-
werkschaften dieser Entwicklung ruhig
zusehen würden, etwa mit dem Argu-
ment, man müsse der neuen Regie-
rung zunächst eine Chance geben. Sic
hat ihre Chancen schon vertan. Viel-
mehr kommt es darauf an, die im
Grundsatzprogramm und im Aktions-
programm des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes enthaltenen wirtschafts-
und sozialpolitischen Vorstellungen
zur Grundlage des Kampfes für eine
bessere und gerechtere Wirtschafts-
und Sozialordnung zu machen. Denn
ein Wirtschaftssystem, das bei einem
technisch hohen Stand des Produk-
tionsapparates und eines überdurch-
schnittlichen Exportüberschusses nicht
in der Lage ist, den Lohn- und Ge-
haltsempfängern Arbeit und soziale
Sicherheit zu bieten, verdient nicht,
auf Kosten der arbeitenden Menschen
«stabilisiert" zu werden. H. Seeger

Grundgesetz und seine verfassungs-
rechtlichen Normen für das demokra-
tische Zusammenleben ohne Vorbe-
halte respektieren, wäre ihr eine
Schonzeit zuzubilligen.

Von Anfang an ließ Bundeskanzler
Kiesinger deutlich erkennen, daß der
Großen Koalition die Fünf-Prozent-
Klausel und die staatliche Finanzie-
rung der im Bundestag vertretenen
Parteien als Privilegien zur Sicherung
ihrer Machtansprüche nicht ausreichen.
Er verlangte eine Wahlrechtsreform,
die alle anderen Parteien von den
Schalthebeln der Politik fernhalten
und die eigene Position zementieren
soll.

Die Große Koalition, so ließ der neue
Kanzler verlauten, halte 84 Grund-
gesetzänderungen für erforderlich.
Kein SPD-Minister widersprach. Dabei
handelte es sich keineswegs um zwin-
gend gebotene Anpassungen an ver-
änderte Umstände, sondern vielmehr
um einen Staatsstreich von oben mit
dem Ziel, eine Notstandsdiktatur zu
stabilisieren.

Wenn das die Konzeption ist, dann
sind die Demokraten und die Vertei-
diger eines uneingeschränkten und
unangetasteten Grundgesetzes durch
Welten von der Großen Koalition und
ihren Zielen getrennt. Es gibt keinen
gemeinsamen Nenner zwischen den
Verteidigern des Grundgesetzes und
den Anhängern einer Notstandsdikta-
tur. Wenn aber keine Gemeinsamkeit
im Grundsatz besteht, kann die ein-
gangs genannte Spielregel nicht gel-
ten. Vertrauensvorschuß und Zeit-
gewinn für jene, die der Demokratie
an die Kehle wollen — das wäre
Selbstmord. L. K.

SCHLUSS MIT AUSROTTUNG

Der grausame und unmenschliche Krieg
der Amerikaner in Vietnam geht un-
verändert weiter. Inzwischen haben
die USA ihre Truppenstärke auf über
400 000 Mann erhöht. Trotzdem rech-
net das Pentagon nicht mit einem
„Sieg der Amerikaner" in der näch-
sten Zeit.

Daß mit der Eskalation auch die Grau-
samkeit von Tag zu Tag steigt, mit
der die Militärmaschinerie der USA
ihren Krieg gegen ein kleines, indu-
striell unentwickeltes Volk führt, das
geht aus der Tatsache hervor, daß die
Amerikaner in der sogenannten Kriegs-
zone „D", dem eisernen Dreieck, in
unmittelbarer Nähe von Saigon die
Taktik der verbrannten Erde anwen-
den. Nadi den Aussagen eines Mili-
tärsprechers in Saigon haben amerika-
nische Bombenflugzeuge damit begon-
nen, die Vegetation ganzer Land-
stridie zu vernichten. Dabei wachsen
die Opfer unter der Zivilbevölkerung
durch den wahllosen Abwurf von
Brandbomben von Tag zu Tag, ohne
daß dadurch das südvietnamesisdie

Volk in die Knie gezwungen werden
kann. Im amerikanischen Senat be-
zeichnete ein Sprecher den Krieg in
Vietnam als eine moderne Form des
Ausrotlungskrieges der Weißen gegen
die Indianer Nordamerikas.

Der Vietnamkrieg hat dem amerika-
nischen Volk für das neue Haushalts-
jahr ein Rüstungsbudget aufgezwun-
gen, das nur noch von dem Ansatz in
den letzten beiden Jahren des zwei-
ten Weltkrieges übertroffen worden
ist. Bei einer Gesamtverteidigungs-
ausgabe in der Höhe von 77,5 Milliar-
den Dollar, das sind 302 Milliarden
DM und 55 Prozent des gesamten
Staatshaushaltes, sind allein die Ko-
sten für den Vietnamkrieg auf über
22 Milliarden Dollar angestiegen.

In Vietnam zeigen sich die Grenzen
der amerikanischen Macht. Aber diese
Feststellung genügt nicht. Wir sind
immer wieder aufgefordert, alles zu
tun, um diesem grausamen Krieg ein
Ende zu bereiten. Zur Zeit gibt es leb-
hafte Diskussionen im Deutschen Ge-
werkschaftsbund um die Gestaltung
der Feiern zum 1. Mai. Gewiß ist dar-
über noch einiges zu sagen. Auf jeden
Fall aber sollte die Mai-Forderung des
Jahres 1967 zu einer leidenschaftlichen
Anklage gegen die unmenschliche Ag-
gression der Amerikaner in Vietnam
werden. Je entschiedener sich die
Weltöffentlichkeit und besonders die
Gewerkschaften, für den Frieden in
Vietnam engagieren, um so eher muß
der Krieg beendet werden.

DGB WILL KOORDINIEREN

Mitte Januar ist in Düsseldorf zum
ersten Mal eine Kommission zusam-
mengetreten, die Vorschläge für eine
vorausschauende und koordinierte Ta-
rifpolitik der im DGB zusammenge-
schlossenen Gewerkschaften erarbeiten
soll. Neben den Leitern der Abteilun-
gen Wirtschaft und Lohnpolitik des
DGB-Bundesvorstandes, Wilhelm Ha-
ferkamp und Bernhard Tacke, gehören
der Kommission sieben Tarifexperten
der Einzelgewerkschaften an. Die Bil-
dung dieser Kommission erwies sich
als notwendig, weil hinsichtlich der
Tarifpolitik in den Einzelgewerkschaf-
ten zum Teil sehr unterschiedliche Auf-
fassungen vorhanden sind. Die Kom-
mission soll nun das tarifpolitische
Vorgehen der Gewerkschaften unter-
einander ausgleichen, ohne ihre Selb-
ständigkeit in Frage zu stellen.

über die Notwendigkeit, die Tarif-
politik der Gewerkschaften im DGB
zu koordinieren, gibt es keine Zwei-
fel. Die Versuche, die tarifpolitischen
Meinungen und Vorstellungen inner-
halb des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des aufeinander abzustimmen, sind
aber leider bisher ohne Erfolg geblie-
ben. Um so mehr ist der Arbeit dieser
Kommission ein positives Resultat zu
wünschen.
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DER DGB SAGT NEIN

In einer Fonimsdiskussion in Bonn,
der über 2000 Gewerkschafter aus
allen Teilen der Bundesrepublik bei-
wohnten, bekräftigten Sprecher des
DGB-Bundesvorstandes sowie der IG
Metall und IG Chemie-Papier-Keramik
die unverändert ablehnende Haltung
zu den Notstandsplänen der Regie-
rung. Die Sprecher der Regierungs-
parteien, insbesondere der Sozialdemo-
krat Helmut Schmidt, bemühten sich
unter den Mißfallensäußerungen der
Zuhörer vergeblich, die Notstands-
gesetze zu rechtfertigen.

Werner Vitt als .Sprecher der IG Che-
mie erklärte, nach Überzeugung der
Gewerkschaften dienten die Gesetzes-
pläne der psychologischen Militarisie-
rung des gesellschaftlichen Lebens und
der Schaffung „paramilitärischer Zu-
stände in den Betrieben". Professor
Ridder warnte die Bundestagsabge-
ordneten und die Partei davor, eine
Diktaturverfassung zu schaffen, die
der mißbräuchlichen Anwendung Tür
und Tor öffne. Der DGB-Vorsitzende
Ludwig Rosenberg trug die Bedenken
des Deutschen Gewerkschaftsbundes
gegen die Bestrebungen zur Schaffung
einer Notstandsverfassung vor.

FRAGLICHE ZUSTÄNDIGKEIT

Auf einem Vortragsabend in Hamburg
sprach Mitte Januar das Mitglied des
geschäftsführenden Hauptvorstandes
der IG Chemie-Papier-Keramik, Wer-
ner.Vitt, zum Thema „Gewerkschaften
und Notstandsgesetze". Vitt vertrat
die Auffassung, daß die Gewerkschaf-
ten noch wesentlich mehr Aufklärungs-
arbeit unter der Mitgliedschaft und
der gesamten Bevölkerung über In-
halt und Auswirkungen der Notstands-
gesetzgebung leisten müssen. Wie un-
genügend diese Aufklärung bisher
sei, gehe daraus hervor, daß im Orga-
nisationsbereich der IG Chemie-Papier-
Keramik nur etwa 11 Prozent der
Gewerkschafter „annähernd" wüßten,
worum es bei den Notstandsplänen
der Bundesregierung gehe. Das jeden-
falls habe eine Repräsentativumfrage
ermittelt.

Werner Vitt warf in seinem Vortrag
einen neuen Gesichtspunkt in die De-
batte um die Notstandsverfassung: Ist
der Bundestag überhaupt berechtigt,
das Grundgesetz in dem vorgesehenen
Umfang zu ändern? Angesichts der
Tatsache, so meinte Vitt, daß ins-
gesamt 84 Grundgesetzartikel durch
die geplante Notstandsgesetzgebung
aufgehoben bzw. geändert würden,
könne man schon nicht mehr nur von
„Ergänzungen" oder „Änderungen"
sprechen; vielmehr gehe es hierbei um
die demokratische Konstitution der
Bundesrepublik überhaupt.

Da das'Grundgesetz, sollte es in der vor-
gesehenen Weise verändert werden,
danach nicht mehr dasselbe sei, müsse
die Frage gestellt werden, ob nicht
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der Bundestag seine Kompetenz über-
schreite. Der Parlamentarische Rat
habe seinerzeit als Schöpfer des
Grundgesetzes ausdrücklich und mit
guten Gründen, wie in den Proto-
kollen nachzulesen sei, die Einfügung
von Notstandsparagraphen des jetzt
angeslrebten Charakters abgelehnt.
Der Bundestag, also ein ganz anderes
Gremium, könne jetzt nicht einfach das
Grundgesetz in einem Sinne verän-
dern, den der Parlamentarische Rat
ausdrücklich abgelehnt hatte.

Werner Vitt gab in dem Vortrag sei- j
ner Meinung Ausdruck, die Gewerk-
schaften müßten in zunehmendem Um-
fang auch die politischen Interessen
der Arbeitnehmer vertreten und zur
Geltung bringen. Diese Notwendigkeit
werde im Zeichen der Großen Koali-
tion immer offenbarer. -ie-

OSTERMÄRSCH E

IM NEUEN STIL

Der Zentrale Ausschuß der Kampagne
für Abrüstung hat beschlossen, die
diesjährigen Osterdemonslrationen in
neuem Stil durchzuführen. Statt der
bisherigen 3 - Tage - Märsche werden
gezielte Demonstrationen, spezielle
Informationsaktionen, Protestsong-,
Theater- und Revueveranstaltungen,
Forumsdiskussionen, Gottesdienste,
Hyde-Park-Gespräche und viele an-
dere, auf die Örtlichkeiten zugeschnil-
tene Veranstaltungen durchgeführt.
Die Ostermärsche konzentrieren sich
in diesem Jahr nur auf besondere
Schwerpunkte, Großstädte und auf
Demonstrationen zu den Abschluß-
kundgebungen am Ostermontag.

Mit dem neuen Stil der Osterdemon-
strationen der Kampagne wird die
Möglichkeit geschaffen, die Bevölke-
rung in weit höherem Maße als bisher
zu erreichen und sie direkt auf die
Probleme, die sich aus der derzeitigen
politischen Situation ergeben, anzu-
sprechen. In die vorgesehenen Aktio-
nen werden weit über 100 Städte ein-
bezogen.

Der Zentrale Ausschuß beschloß fer-
ner, in Verbindung mit den Oster-
demonstrationen ein Internationales
Forum zu Fragen der Europäischen
Sicherheit zu veranstalten. An ihm
sollen Vertreter westlicher, östlicher
und neutraler Länder teilnehmen.

Mit den Osterdemonslrationen tritt
die Kampagne für Abrüstung für eine
entschiedene Entspannungspolitik in
Europa und erste Schritte zur Ab-
rüstung ein. Sie wendet sich gegen
die Notstandsgesetze und den Krieg
in Vietnam. Der Aufruf zu den Oster-
demonstrationen hat bereits lebhafte
Zustimmung gefunden. Unter den bis-
herigen Unterzeichnern befinden sich
namhafte Vertreter des geistigen und
religiösen Lebens, der Gewerkschaften
und der Wissenschaft. Ebenfalls lie-
gen bereits erste Unterschriften von
sozialdemokratischen Parlamentariern
vor.

Falsche Optik
In Schreiben an die -Bundeslagsfrak-
tionen, die Bundesregierung, den Bun-
desrat und die Länderregierungen hat
der Deutsche Gewerkschaftsbund ge-
fordert, „allen links- und rechtsradi-
kalen Bestrebungen entgegenzutre-
ten, welche die demokratische Grund-
ordnung der Bundesrepublik gefähr-
den können". Der DGB sieht eine Ge-
fährdung der Demokratie in dem un-
behinderten Wirken der NPD und sol-
cher chauvinistischer Publikationen
wie die „National- und Soldatenzei-
tung". Bundestag und Bundesregie-
rung sollten, wie der DGB erklärt,
geeignete Schritte unternehmen, um
die Verfassungswidrigkeit der NPD
feststellen zu lassen.

Diese Initiative des DGB entspricht
den 'Beschlüssen des 7. DGB-Bundes-
kongresses, in denen die Delegierten
das Verbot der neofaschistischen NPD
gefordert hatten und feslstellten, daß
die Zugehörigkeit zu dieser Partei mit
gleichzeitiger Gewerkschaftsmitglied-
schaft unvereinbar sei. Seitdem sind
aus den Gewerkschaften mehrere NPD-
Mitglieder ausgeschlossen worden. So
erklärte der Vorsitzende der Gewerk-
schaft Textil-Bekleidung, Buschmann,
im Januar, seine Organisation habe

j bisher vier NPD-Leute ausgeschlossen.

Man muß sich jedoch fragen, was der
j DGB mit der Standardformulierung

„links- und rechtsradikale Bestrebun-
gen" bezwecken will, wenn er ein-
deutig die Neonazis meint? Werden
da nicht wider besseres Wissen, wider
die geschichtlichen Erfahrungen in
Deutschland „links" und „rechts" in
einen Topf geworfen? Es ist doch
wirklich nicht angebracht, jeden Hieb
nach rechts mit einem Hieb nach links
zu kompensieren. DGB - Funktionäre
haben doch keinen Grund, sich nach
rechts zu entschuldigen!

Ebenso sollte es sich herunigesprochen
haben, daß die demokratische Grund-
ordnung der Bundesrepublik, die der
DGB und seine Gewerkschaften ver-
teidigen und um derentwillen die Ge-
werkschafter die neofaschistischen Ten-
denzen so kompromißlos bekämpfen,
nicht von „links" bedroht ist. Dort
stehen vielmehr die Verbündeten der
Gewerkschaften. Das sollte der DGB
besser berücksichtigen, um von einer
falschen Optik loszukommen.

Wenn es, neben der wiederaufleben-
den Rechten, den Faschisten, in der
Bundesrepublik eine Gefahr für den
Bestand der demokratischen Grund-
ordnung gibt, dann kommt sie von
den Einpeitschern der Notstands-
gesetzgebung. Und diese ordnen sich
ja gern der „Mille" zu. Man sollte
also künftig bei allen lobenswerten
Initiativen zur Sicherung der Demo-
kratie genauer zwischen Freund und
Feind differenzieren und auch hier
einige Klischeevorstellungen abbauen.



Unsozialer Haushaltsausgleich

Gewerkschaffsprofesfe verhinderten Beitragserhöhungen

Streichung von Kriegsbeschädigtenrenten abgewehrt

Offensichtlich unter dem Eindruck der
Proteste der Gewerkschaften und
Kriegsopferverbände hat die Regie-
rung Kiesinger ihre Absicht, die
Rentenversicherungsbeiträge ab l.Juli
zu erhöhen und die Renten für die 30
und 40 Prozent Kriegsbeschädigten zu
streichen, fallengelassen. Ob für im-
mer, das weiß niemand. Doch zweifel-
los wurde durch das Hochspielen der
sozialreaktionären Pläne und des teil-
weisen Verzichtes auf jene Vorhaben
einer geschickten Propaganda Vorschub
geleistet, mit der dem Volke sugge-
riert wurde: So unsozial kann die
Regierung Kiesinger nicht sein, denn
es ist ja nun doch nicht so schlimm
geworden.

Dabei ist aber das, was die Koalitions-
regierung zum Haushaltsausgleich be-
schlossen hat, im Zusammenhang mit
den schon vorher getroffenen Maßnah-
men (siehe „Stabilität auf Kosten der
Arbeiter", NACHRICHTEN 1/67)
schlimm genug: Die Bundeszuschüsse
zur Rentenversicherung werden um
300 Millionen DM gekürzt, die 1965
als Wahlgeschenk von der Erhard-
Regierung beschlossene Ausbildungs-
zulage (Pennälergehalt) ist ganz dem
Rotstift zum Opfer gefallen, ohne daß
es dafür Ersatz in Gestalt einer sinn-
vollen sozialen Bildungsförderung
gibt, ganz abgesehen von den umfang-
reichen Kürzungen der Etats für Land-
wirtschafts-, Familien- und Wohnungs-
bauministerium mit erheblichen sozi-
alen Auswirkungen, so u. a. in der
landwirtschaftlichen Unfallversiche-
rung.

Niemand sollte sich der Hoffnung hin-
geben, daß mit dem Griff der Bundes-
regierung nach dem Geldbeutel des
kleinen Mannes und mit der Attacke
auf die sozialen Rechte und Ansprüche
der Arbeiter und Angestellten schon
alles ausgestanden sei. Bei den jetzt
beschlossenen Maßnahmen zur Über-
windung des Haushaltsdefizits ist die
Regierung von einer Finanzlücke von
3,7 Milliarden DM und einem Wachs-
tum des Sozialproduktes von 5 Pro-
zent ausgegangen. Es ist heute schon
klar, daß diese Zahlen nicht stimmen.
Jede Verminderung des Zuwachses
des Sozialproduktes und jede Korrek-
tur des Defizits nach oben vergrößert
die Spanne zwischen Einnahmen und
Ausgaben und erfordert neue Bela-
stungen zur Deckung der Finanzlücke.
Zudem ist die Erhöhung der Renten-
versicherungsbeiträge nur bis zum
1. Januar nächsten Jahres aufgescho-
ben, und auch das Stabilisierungs-
gesetz steht noch im Programm der
Großen Koalition, mit dem allein der

Renten- und Arbeitslosenversicherung
mehr als 4 Milliarden DM entzogen
werden sollen.

Mit allen Kräften versuchen die Un-
ternehmerverbände und ihre Vertreter
in den Parlamenten die Stunde zu nut-
zen, um die begonnenen sozialen De-
montagen weiter zu betreiben. So for-
derte der Präsident der Bundesverei-
nigung der Arbeitgeberverbände, Pro-
fessor Balke, nicht nur die Erhöhung
der Beiträge zur Rentenversicherung,
sondern auch die Beteiligung der
Rentner an den „Lasten der Zukunft
in angemessenem Umfang". Der CDU-
Bundestagsabgeordnete und Sozial-
experte Stingl erklärte vor der „Ge-
sellschaft für sozialen Fortschritt", wer
monatlich 500 DM Rente beziehe,
könne auch zur Deckung der Kosten
bei Krankheit herangezogen werden.
Die gleiche Auffassung hat übrigens
auch der SPD-Bundestagsabgeordnete
Killat geäußert.

Bundeslagsabgeordnete, deren Diäten
3500 bis 4000 DM im Monat betragen,
haben kein Recht, darüber zu urteilen,
was einem Rentner mit 350 bis 500
DM Monatsrenle zugemutet werden
kann. Denn keiner dieser Abgeordne-
ten hat bisher einen ernsthaften Vor-
stoß unternommen, um die Besteue-
rung der hohen Gewinne und Ver-
mögen den Sätzen anzugleichen, die
in anderen westlichen Ländern üblich
sind oder die überhöhten Rüstungs-
kosten in unserem Lande abzubauen.
Es bedarf der ganzen Entschlossenheit
der Gewerkschaften und Sozialverbän-
de, den Kurs der sozialen Demontagen
zu stoppen. A. B.
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Eine makabre Erinnerung

Im „Industriekurier" wird aus Anlaß
des Konjunkturrückgangs und der
Feststellung des DGB, die augenblick-
liche Lage am Arbeitsmarkt werde
von den Unternehmern mit großer
Genugtuung registriert und sei bewußt
herbeigeführt worden, eine Erinnerung
wachgerufen: die Erinnerung an die
Krise der dreißiger Jahre. Damals
hatte Paul Reusch im Geschäftsbericht
der Gutehoffnungshütte für das Jahr
1929/30 folgenden Wunsch ausge-
sprochen:

„Wie wollen hoffen, daß die inner-
politische Entwicklung doch noch eines
Tages diejenige Einigkeit aller nicht-
wirtschaftsfeindlichen Kräfte unseres

Volkes bringen möge, die nötig ist,
um hinter die Gesundungspläne end-
lich die politische Macht zu setzen, die
allein ihre Durchführung gewähr-
leistet."

Der „Industriekurier", der dieses Zitat
in die Erinnerung zurückruft, kommen-
tiert es in folgender Weise: „Die
Hoffnung auf den politischen Willen,
die Gesundungspläne durchzusetzen,
die Paul Reusch an seine Warnung
geknüpft hat, ging damals nicht in
Erfüllung. Die Folgen sind bekannt."
Da hier nicht Unkenntnis über die
geschichtlichen Vorgänge gewaltet ha-
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ben kann, sind Zitat und Kommentar
eine Verdrehung geschichtlicher Tat-
bestände. Genau die politische Macht,
die Paul Reusch meinte, wurde mit
Hilfe der Wirtschaft installiert. Sie
beherrschte Deutschland 12 Jahre. Die
Folgen sind durchaus bekannt. Wir
leiden heute noch daran.

Aber diese Verdrehung hat eine aktu-
elle Spitze. Der „Industriekurier“ ruft
den Vorsitzenden der IG Metall, Otto
Brenner, zum Zeugen auf. Er könne
als Aufsichtsratsmitglied des VW-
Werkes die Öffentlichkeit jederzeit
objektiv über die Ursachen unterrich-
ten, die zu Kurzarbeit oder uner-
wünschten Arbeitsunterbrechungen
zwingen. Das hat Brenner längst ge-
tan, als er gegen die Restriktion der
Bundesbank protestierte. Wenn aber
an die Vergangenheit erinnert wird,
um daraus politisches Falschgeld zu
schlagen, dann muß nach dem Zweck
solchen Tuns gefragt werden. Und
auch da gibt es eine historische Par-
allele.

Damals wie heute riefen bestimmte
Leute nach dem starken Mann. Er soll
die Kosten der Sozialpolitik des Staa-
tes vermindern und die Lohnkosten
in der Wirtschaft drücken. Als Ersatz
für die zunächst noch nicht installierte
politische Macht fungierte bis April
1930 der berüchtigte Reichsbankpräsi-
dent Dr. Schacht, der damals bereits
den Kommunen den Geldhahn zu-
drehte. Eine durchaus nicht wirt-
schaftsfeindliche Reichsregierung senk-
te die Lohnkosten — und die öffent-
lichen Personalausgaben — mittels
Notverordnungen nach Artikel 48 der
Weimarer Verfassung. Sogar Gewerk-
schaften erklärten sich, zwecks Sen-
kung der Lohnkosten in der Produk-
tion, zu Lohn- und Gehaltsabbau be-
reit. Das hat dann, wegen nachlas-
sender Nachfrage nach Konsum- und
Verbrauchsgütern, das Arbeitslosen-
heer noch vermehrt. rd



Keine „Leitlinie“ beim Bundesetat

Otto Brenner vermißt Verringerung der Rüstungsausgaben
Bezahlen muß der „kleine Mann“, trotz Großer Koalition

Der Bundesetat 1967 ist „ausgeglichen", wie es nach der Roßkur, die die Regie-
rung Kiesinger/Brandt an der Bevölkerung vorgenommen hat, so schön heißt.
Ist er es wirklich? Es deutet alles darauf hin, als habe man die Dinge lediglich
optisch ins Lot bringen können, denn die politischen Ursachen für die Bonner
Finanzmisere wirken weiter. Auch die Minister der Großen Koalition haben sie
bislang nicht angepackt.

Eine dieser Ursachen nannte der IG-
Metall-Vorsitzende Brenner am 22. Ja-
nuar auf einer Veranstaltung seiner
Gewerkschaft in Bonn: Es sei sichtbar
geworden, so sagte Brenner, daß die
Bundesregierung der Bevölkerung auf
die verschiedenste Weise Lasten auf-
erlegen wolle, um unter allen Umstän-
den ene grundlegende Revision ihrer
Rüstungspolitik zu vermeiden. Die zu-
nehmende Entspannung lege eine kriti-
sche Prüfung der Rüstungspolitik aus
derZeil des kalten Krieges nahe. Nichts
hätte den Friedenswillen der neuen
Regierung eindrucksvoller dokumen-
tieren können, folgerte Brenner weiter,
als eine nachhaltige Verringerung der
Rüstungsausgaben.

Offensichtlich ist die außenpolitische
Konzeption dieser Regierung, im Ge-
gensatz zum gedruckten Wort der Re-
gierungserklärung Kiesingers, nicht so
sehr auf Entspannung .ausgerichtet,
denn der Rüstungsetat wurde nicht
nur nicht gekürzt, sondern gegenüber
1966 um mehr als eine Milliarde DM
erhöht. Die jetzt lauthals publizierte
„Kürzung" um 240 Millionen DM ist
ein simplzr Trick, denn sie bezieht sich
nur auf eine Verminderung der ur-
sprünglich vorgesehenen Steigerung.
Ähnlich wurde auch in anderen Res-
sorts verfahren. Wenn gleichzeitig die
weitere Kürzung der Bundeszuschüsse
an die Rentenversicherungsträger von
500 auf 300 Millionen DM korrigiert
und von d'ar Verschlechterung der
Kriegsopferversorgung Abstand ge-
nommen wurde, dann kann man nicht
davon sprechen, hier liege ein „Ver-
dienst" der Großen Koalition vor. Es
wäre falsch, sie an dem zu messen, was
sie unterließ, vielmehr muß das, was
sie getan hat, als Kriterium gelten.

Die Efatsumme beträgt jetzt 74,03 Mil-
liarden DM gegenüber 68,9 Milliarden
DM 1966. Die Steigerung macht 7,5
Prozent aus und ist damit alles andere
als an wirtschaftspolitischen „Leit-
linien" orientiert, die andererseits je-
doch für die Lohnpolitik der Gewerk-
schaften gelten sollen. Damit ist schon
ein schriller Mißton in die „konzer-
tierte Aktion" Minister Schillers ge-
raten. Nicht weil es volkswirtschaftlich
geboten erscheint, sollen die Arbeit-
nehmer „kurztrelen" und sich an die
Kette von Orientierungsdaten legen
lassen, sondern damit der Staat seine
auf Großmachtstreben aufgebaute Rü- 
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stungspolilik und Notstandsvorberei-
tung nicht revidieren muß.

Es wäre zeitgemäß und vernünftig ge-
wesen, die Deckungslücke von mehr
als 4,5 Milliarden DM im Etat für 1967
durch das Ansetzen des Rotstiftes im
Verteidigungsetat zu schließen, wie
das wiederholt von Gewerkschafts-
organisationen gefordert wurde. Statt-
dessen wurden wieder einmal die Ar-
beitnehmer zur Kasse gebeten.

Die Finanz’erungslücke soll nun wie
folgt geschlossen werden:

□ 2,531 Milliarden DM sollen durch
Streichungen in den verschiedenen
Ressorts eingespart werden. U. a. be-
schloß das Kabinett, den Zuschuß zur
Rentenversicherung um weitere 300
Millionen DM zu kürzen, die Investi-
tionshilfen für die Landwirtschaft, die
Mittel für iden Straßenbau und Woh-
nungsbau zu vermindern, die Bauspar-
förderung zu reduzieren und die Aus-
bildungszulagen ganz zu streichen.
Ferner wurde im öffentlichen Dienst
ein allgemeiner Befördenungs- und Ein-
stellungsstopp verfügt und von der
Verbesserung der Beamtenbesoldung
Abstand genommen. Wie prekär die
Lage ist, geht daraus hervor, daß auch
die Entwicklungshilfe, Berlinhilfe und
die Kosten für die sogenannte Zivil-
verteidigung in die Kürzungen einbe-
zogen wurden. Der Verringerung der
Mehrausgaben für Rüstung ist indessen
nicht mehr als ein Propagandaeffekt
beizumessen.

■ 1,146 Milliarden DM sollen durch
Abbau von Steuervergünstigungen und
Erhöhung des außerordentlichen Haus-
halts mehr eingenommen werden. So
z. B. durch Aufhebung der Steuerbe-
freiung der auf den Raffinerien ver-
wendeten Mineralöle, durch Erhöhung
der Barleistungen der Bundespost an
den Haushalt und andere Maßnahmen,
die von den betroffenen Wirtschafts-
branchen und Institutionen früher oder
später über den Preis wieder wett-
gemacht werden dürften.

■ Nachdem auf diese Weise 3,677
Milliarden zur Verfügung stehen, soll
die verbleibende Lücke bis 4,5 Milliar-
den, diig aus Mindereinnahmen des
vergangenen Jahres resultiert, durch
Kredite überbrückt werden.

Da auch die Mittel für den außer-
ordentlichen Haushalt in Höhe von
1,282 Milliarden DM auf dem Kapital-

markt aufgebracht werden müssen,läßt
sich schon jetzt eine erhebliche Ge-
fährdung des Zinsgefüges Vorhersagen.
Steigende Zinsen, die sich aus steigen-
der Kapitalnachfrage ergeben, verur-
sachen in allen Wiirtschaftsbereichen
auch steigende Kosten und damit stei-
gende Preise. Die Formel „stabiles
Wachstum" muß darum mit größter
Skepsis betrachtet werden.

Und noch etwas muß zu diesem Haus-
halt gesagt werden: Er bleibt nur dann
in der genannten Weise „ausgegli-
chen", wenn in diesem Jahr das Wachs-
tum des Bruttosozialprodukts 5,1 Pro-
zent oder mehr beträgt. Jedes nicht er-
zielte Zuwachsprozent bedeutet für die
Bundeskasse Mindereinnahmen von
750 Millionen DM. Aber schon heute
sind sich die Wirtschaftsinslilute einig,
daß die von den Ministern Strauß und
Schiller zugrunde gelegte Zuwachsrate
nicht erreicht werden kann. Das aber
bedeutet weitere. Belastungen für die
Steuerzahler.

Nachdem der Bundestag schon im De-
zember 1966, sozusagen als Debüt der
Großen Koalition, für 2,7 Milliarden
DM Ausgaben eingespart und Steuern
erhöht hat, wird derjenige erst noch
kommen müssen, der den Beweis er-
bringt, mit sozialdemokratischem Mini-
stern im Kabinett sei die soziale Re-
aktion der Unternehmer und der CDU
zu stoppen. Dies dürfte um so schwerer
sein, als im gleichen Augenblick, da
die Arbeitnehmer zur Kasse gebeten
wleirden, für die Unternehmer Sonder-
abschreibungen von 5 bis 10 Prozent
auf Investitionen in Kraft treten. In
seiner eingangs schon erwähnten Rede
stellte Otto Brenner fest, die Bundes-
regierung folge in ihrer Sozialpolitik
eher einer „Linie des Rückgangs“ als
den Erfordernissen des Fortschritts. Das
mag für manche Verfechter der Gro-
ßen Koalition ein hartes Urteil sein,
aber es ist gerecht. Sb.

Aufschwung erst 1968

Nach Ansicht des Münchener Ifo-Insti-
tutes kann die Bauindustrie frühestens
1968 mit einem Aufschwung rechnen.
Zwar wird die Nachfrage nach Bau-
leistung in den nächsten Monaten an-
steigen, doch wird sich dies nur teil-
weise auf die Produktion des Jahres
1967 übertragen. Während im Durch-
schnitt der vergangenen zehn Jahre in
der Bauwirtschaft ein reales Wachs-
tum von 5 bis 7 Prozent erreicht wur-
de, muß 1967 mit einer Abschwächung
von 10 Prozent gerechnet werden.

Als Folge der bauwirtschaftlichen Ent-
wicklung, so erklärt das Ifo-Institut,
wird 1967 fast eine halbe Million Ar-
beitskräfte weniger benötigt als 1966,
und das Investitionsvolumen wird nur
noch weniger als 50 Prozent des Vo-
lumens von 1964 betragen. 1964 in-
vestierte das Bauhauptgewerbe (ohne
Ausbau) für Baumaschinen und Fahr-
zeuge 2,7 Milliarden DM.



„Konzertierte Aktion“ gegen Arbeiter

Gewerkschaften dürfen sich durch Schlagworte
nicht lähmen lassen — Was steckt dahinter?

Seit der Regierungserklärung Kiesingers beherrscht ein Schlagwort mehr und
mehr die Szene: die „konzertierte Aktion". Sie wird von den Meinungsmachern
als das Allheilmittel zur Bewältigung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten, zur
Sicherung der Arbeitsplätze, kurz zur Schaffung wirtschaftlicher und sozialer
Stabilität gefeiert. Selbst Gewerkschafter vertreten die Ansicht, sie könnten
sich diesem psychologischen Druck schwer entziehen und gegen die „konzer-
tierte Aktion" kaum auftreten, da sie sonst in den Augen der Arbeitnehmer in
den Verdacht geraten, gegen die erforderliche Stabilisierung zu sein. Wie ver-
hält es sich damit?

Man sollte dieses Argument nicht ein-
fach als „taktische Ausrede" beiseite
schieben. Es darf nicht verkannt wer-
den, daß es der Unternehmerpropa-
ganda gelungen ist, beträchtliche Ver-
wirrung in die Reihen der Arbeitneh-
mer zu tragen, wo z. Z. die Sorge
um den Arbeitsplatz und die Vollbe-
schäftigung an erster Stelle steht und
nicht selten die irrige Ansicht zu hören
ist, in dieser Situation würden Lohn-
erhöhungen mehr schaden als nützen.
Dennoch sollten sich die Gewerkschaf-
ten hüten, in den Chor jener einzu-
stimmen, die lauthals die „konzertierte
Aktion" verlangen. Das muß ins eigene
Auge gehen. Lohnpolitik, d. h. die Aus-
einandersetzung um die Verteilung des
Ertrages der Volkswirtschaft, wird im-
mer mehr von der Ebene der Tarifpar-
teien auf die Ebene der direkten Kon-
frontation mit der Regierungspolitik
gehoben. Wenn jetzt anstelle von Un-
ternehmerverbänden die Regierung
salbst deren Paro.len vertritt, ändert
das nichts an dem grundlegenden Tat-
bestand, daß die Lohnpolitik nach wie
vor Machitpolitik ist.

Die Schöpfer des Begriffs „konzertierte
Aktion" verstehen darunter das „Mit-
wirken im Zusammenspiel" unter-
schiedlicher Kräfte auf ein gemein-
sames Ziel hin. Wie jedes Konzert
eiui'e'n Dirigenten benötigt, so braucht
auch die „konzertierte Aktion" einen
solchen, der die Stücke auswählt und
das Tempo bestimmt. Nach den bis-
herigen Erfahrungen sind aber weder
Regierung noch Unternehmerschaft be-
reit, die Gewerkschaften an der Aus-
wahl dar für die „konzertierte Aktion"
vorgesehenen „Stücke" zu beteiligen
oder ihnen gar eine Mitbestimmung
über d.ie Behandlung der möglichen
Themen zuzugestehen, wie etwa Preis-
gestaltung, Investitionshöhe, Steuer-
politik oder gar wirtschaftliche Rah-
menplanung.

In ihrer Stellungnahme zum Sachver-
ständigengutachten spricht sich die
Bundesregierung für den Vorrang von
Investitionen zu Lasten konsumtiver
Ausgaben aus (Ziffer 2 + 3). Dann be-
treibt sie Seelenmassage: InZiff. 9+ 10
erläutert sie die „konzertierte Aktion"
dahingehend, sic stelle ein „eng<es Zu-
sammenwirken" aller Verantwortli-

chen zur Sicherung einer „kontrollier-
ten Expansion" dar. Die Regierung
wolle nur Informationen zur Verfü-
gung stellen, damit sich die Teilneh-
mer „über bestimmte Orientierungs-
daten verständigen" können. Zwar
wird noch versichert, man wolle „keine
einseitig auf die Beschränkung der Ar-
beitnehmereinkommen gerichtete Poli-
tik betreiben", aber dann ist doch nur
von dem gee.gueten „Maß an Nomi-
nallohnerhöhungen" die Rede. Alle an-
deren Faktoren der Wirtschaftspolitik
werden ausgeklammert bis auf die
„außenwirtschaftliche Absicherung" der
Preise, die jedoch — im Gegensatz zu
den Sachverständigen — von der Bun-
desregierung als „geringe Gefahr" be-
zeichnet wird. Schließlidi heißt es
etwas phrasenhaft: „Der Spielraum für
ein optimales Wachstum und damit für
die mögliche Erhöhung der Realein-
kommen wird also auch vom Verhal-
ten der Mitglieder und Gruppen einer
mündigen Gesellschaft bestimmt."

Wenn diese Stellungnahme noch dar-
auf verweisen kann, daß die Vorsitzen-
den verschiedener DGB-Gewerkschaften
dem Bundeswirtschaftsminister ihre Be-
reitschaft zur Teilnahme an einer „kon-
zertierten Aktion" erklärt haben, und
in einer Erklärung des Hauptvorstan-
des der IG Chemie zum Ausgang des
Tarifkonfliktes für die Chemieindu-
strie der Salz steht, dieser Tarifab-
schluß (3,7 Prozent) sei ein „prakti-
scher Beitrag" zur „konzertierten Ak-
tion", und jetzt seien auch die anderen
aufgerufen, „entprechende Beiträge"
zu leisten, dann wird vollends deut-
lich, wielche beträchtlichen und unan-
gebrachten Vorleistungen die Gewerk-
schaften zu bringen offenbar bereit
sind.

Darum ist die Frage berechtigt, ob es
nicht auch dem DGB gut zu Gesicht
stände, wenn er sich nüchterner als
bisher mit den Zielen e:<ner „konzer-
tierten Aktion" auseinandersetzen wür-
de, um die Arbeitnehmer vor Illusio-
nen zu bewahren? Bisher haben jedoch
nur Otto Brenner für die IG Metall
und Rudolf Henschel vom DGB gegen
die konzertierte Lohnpolitik Stellung
genommen. Es dürfte jedoch unbestrit-
ten sein, daß eine solche „konzertierte
Aktion" ein sehr gefährlicher Schritt
auf dem Wege zur Gleichschaltung der
Gewerkschaften ist.

Soweit kann nun aber nicht die Liebe
sozialdemokratischer Gewerkschafter
zu einem sozialdemokratischen Wirt-
schaftsminister gehen, daß sie ihr gu-
tes Recht und die Pflicht, die Interessen
der organisierten Arbeitnehmer wahr-
zunehmen, eintauschen gegen eine
dürftige funktionale Aufgabe im Rah-
men einer Foimierten Gesellschaft.

Jetzt ist es an der Zeit, die „Schon-
zeit" für die Regierung der Großen
Koalition zu beenden und mit der sach-
lichen Kritik an ihrer Arbeit zu begin-
nen. Eine solche Kritik müßte sich ge-
gen jeden Versuch richten, die Gewerk-
schaften in die Fesseln populärer
Schlagworte zu zwängen.

Es bleibt nur die Möglichkeit, den
schwierigen, aber auf die Dauer erfolg-
reicheren Weg der offenen Auseinan-
dersetzung zu gehen. Nur so können
die Arbeitnehmer und die Öffentlich-
keit die vorhandenen Interessengegen-
sätze in der Wirtschafts- und Lohn-
politik durchschauen. Erst dann wer-
den sie geeignete Maßnahmen für eine
wirksame Selbsthilfe der Gewerkschaf-
ten unterstützen. Wer auf diese Aus-
einandersetzung verzichtet, verzichtet
im Grunde darauf, die Gewerkschaften
für „härtere Zeiten", die nun herauf-
ziehen, gründlich vorzubereiten.

H. Czymek

Notstandsgesetze überfordern
Städte und Gemeinden

Vor welche unlösbaren finanziellen
Probleme die schon beschlossenen
Notstandsgesetze Städte und Gemein-
den stellen, geht aus einer Feststel-
lung des Münchner Oberbürgermei-
sters, Dr. Vogel, hervor, der gleich-
zeitig Vorsitzender des Ausschusses
für die Interessen der Städte beim
Parteivorstand der SPD ist. Danach
kostet allein die Ausrüstung der Ein-
satzstaffeln nach dem Selbstschutz-
gesetz die Stadt München 5,9 Millio-
nen DM. Der Bau von Schutzräumen
nach dem Schutzbaugesetz wird die
Stadt mit über 136 Millionen DM be-
lasten.

Weniger Auto-Zulassungen

Wie das Kraftfahrtbundesamt mit-
teilte, hat sich 1966 zum erstenmal seit
zehn Jahren die Anzahl der Neuzulas-
sungen von Kraftfahrzeugen vermin-
dert, und zwar um 25 848 bei ins-
gesamt 1,71 Millionen. Davon waren
1,31 Millionen Personenwagen, deren
Neuzulassung sich um 0,6 Prozent im
Jahresdurchschnitt verminderte. Wie
sehr diese Entwicklung eine Folge
schwindenden Vertrauens in die wirt-
schaftliche Stabilität ist, geht aus den
Dezemberzahlen hervor. In diesem
Monat gelangten 94296 Kraftfahrzeuge,
aber 18 673 weniger als im November,
neu in den Verkehr. Der Rückgang
beträgt 16,5 Prozent; gegegenüber
dem Dezember 1965 sogar 18,7 Prozent.
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Vom Unwert eines Tabus

Nach der Sowjetunion sollte der DGB nun die DDR besuchen

Die „Ostkontakte” sind bereits Wirklichkeit geworden

Das Jahr 1966 — man kann das heute schon sagen —wird einmal in der bundes-
deutschen Gewerkschaftsgeschichte einen festen Platz bekommen: als das Jahr
des Beginns sachlicher und freundschaftlicher Beziehungen zwischen dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund und seinen Mitgliedgewerkschaften auf der einen und
den Gewerkschaftsbünden sowie Einzelgewerkschaflen sozialistischer Länder auf
der anderen Seite. Gleich zu Beginn dieses Jahres, am 10. Januar, hat der DGB-
Bundesvorstand beschlossen, diese Kontakte im laufenden Jahr fortzuführen
und auszubauen. Der Freie Deutsche Gewerkschaftsbund (FDGB) in der DDR
soll davon jedoch auch weiterhin ausgenommen bleiben.

So kam es 1966 erstmalig zum Dele-
gationsaustausch der Gewerkschaft
öffentliche Dienste, Transport und
Verkehr der Bundesrepublik mit der
tschechoslowakischen „Gewerkschaft
der Staatsangestellten" und der so-
wjetischen „Gewerkschaft der Mit-
arbeiter der Staatsbehörden". Eine
Gruppe tschechoslowakischer Gewerk-
schaftsfunktionäre weilte im Auftrag
des Zentralrates der CSSR-Gewerk-
schaften und auf Einladung der Vor-
stände des DGB, der IG Metall und
der IG Chemie-Papier-Keramik zwei
Wochen lang in der Bundesrepublik.
Als Höhepunkt dieser ostpolitischen
Aktivität ist zweifellos der Besuch der
Abordnung des DGB-Bundesvorstan-
des in der Sowjetunion zu bewerten,
der neben zwei Mitgliedern des ge-
schäftsführenden Bundesvorstandes
und zwei Redakteuren der Gewerk-
schaftspresse auch die Vorsitzenden
der Gewerkschaften Chemie-Papier-
Keramik, Handel-Banken-Versicherun-
gen und Holz angehörten.

Angesichts dieser Entwicklung traf
der Redakteur des DGB-Funktionär-
organs „Die Quelle", Horst Helbing,
die lakonische Feststellung, daß „die
vieldiskutierten und umstrittenen
Kontakte bereits bestehen". In der
Tat, der Begriff „Ostkontakte" hat mit
einem Male für die Gewerkschaften in
der Bundesrepublik den beinahe-hoch-
verräterischen Klang verloren. Ein
allzulange gehütetes Tabu wurde von
den Erfordernissen der Vernunft über-
wunden.

Dabei ist bemerkenswert, welche Ein-
drücke die ersten „Ostreisenden" der
DGB-Gewerkschaften schon nach kur-
zer Konfrontation mit der sozialisti-
schen Wirklichkeit erhielten. Der schon
genannte Redakteur Helbing, Mit-
glied der DGB-Abordnung, die im No-
vember 1966 die Sowjetunion besuchte,
schrieb in seinem ersten Reisebericht
am 2. Dezember 1966 in der „Welt der
Arbeit": „Die sowjetischen Gewerk-
schaften sind keine Zwangsorganisa-
tionen, die Mitgliedschaft ist freiwillig.
Die Zugehörigkeit zur Gewerkschaft
ist jedoch für die Arbeitnehmer selbst-
verständlich, nicht zuletzt deshalb, weil
die Gewerkschaften über die Einrich-
tungen der Sozialversicherung ver-
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fügen und ihren Mitgliedern hand-
feste materielle Vorteile bieten kön-
nen.“

Der OTV-Vorsitzende Heinz Kluncker
erklärte nach seiner Rückkehr vom
Moskau-Besuch im Mai desselben Jah-
res: „.. . aber das Propagandaklischee
von der Antreiberorganisation wurde
nirgends bestätigt." Wilhelm Gefeller,
Günter Stephan, Eugen Stotz und an-
dere kamen in ihren Berichten zu ähn-
lichen Schlußfolgerungen und beton-
ten die Notwendigkeit, den Infor-
mations- und Delegationsaustausch
mit Gewerkschaften osteuropäischer
Länder fortzusetzen.

So etwas sagen führende Gewerk-
schafter in der Bundesrepublik nicht
„aus dem hohlen Bauch" heraus; sie
sind vielmehr aufrichtig genug, mit
einem jahrzehntelangen Fehlurteil
über „die kommunistischen Gewerk-
schaften" aufzuräumen. Gewiß mag
sich manches Gewerkschaftsmitglied
wundern, wie glatt heute Spitzen-
funktionären über die Lippen kommt,
was sie noch unlängst nicht wahrhaben
wollten. Es wäre rechthaberisch und
ein billiger Triumph, sich darüber aus-
zubreiten, daß nicht die Fakten, son-
dern die Einsichten neu sind. Wichtig
ist, daß die Versachlichung der ge-
werkschaftlichen Beziehungen und des
Verhältnisses zu den Arbeitern und
Angestellten in den osteuropäischen
Ländern einen wertvollen Beitrag zur
Verständigung der Völker und zur
Sicherung des Friedens in Europa dar-
stellt.

Für unsere innerdeutsche Situation,
ganz besonders unter dem Aspekt des
Verhältnisses der beiden Gewerk-
schaftsbünde zueinander, ergeben sich
aus den beginnenden westdeutsch-ost-
europäischen Gewerkschaftsbeziehun-
gen zwei wesentliche Erkenntnisse,
daß nämlich erstens jahrelang propa-
gierte Standpunkte des DGB — also
auch jener in bezug auf den FDGB —
nicht richtig und unwandelbar sein
müssen und zweitens offensichtlich
weniger die moralischen Wertungen
als vielmehr die politischen Zweck-
mäßigkeiten für das Ingangsetzen
bzw. Unterlassen von Initiativen aus-
schlaggebend sind. Die Anbahnung
von Beziehungen zwischen den Ge-
werkschaften in der Bundesrepublik 

und denen in der Sowjetunion, der
CSSR usw. geht nämlich einher mit
voraufgegangenen oder gleichzeitigen
Diskussionen in den Regierungspar-
teien, die auf eine Ausdehnung der
Wirtschaftsbeziehungen und der poli-
tischen Präsenz nach Osten hin zielen.
Die Gewerkschaften nachvollziehen
lediglich, was die Wirtschaft schon
lange tut und was von den politischen
Parteien mit der Entsendung von
Emissären u. a. nach Moskau, Buda-
pest und Bukarest ebenfalls schon
begonnen wurde, allerdings mit der
Absicht der politischen Isolierung der
DDR bei ihren Verbündeten.

Es stellt sich vielmehr die Frage, ob
die Gewerkschaften nicht einmal die
ersten sein können, die eine „heilige
Kuh" schlachten, wie Willy Brandt
das überwinden hemmender Tabus
bezeichnet hat. Wenn das Anbahnen
vernünftiger Beziehungen zu den Ge-
werkschaften Osteuropas den poli-
tischen Notwendigkeiten entspricht,
was nicht bezweifelt werden kann, so
läßt sich kaum bestreiten, daß solche
Notwendigkeiten auch und gerade in
Deutschland selbst bestehen. Und not-
wendig wäre in diesem immer mehr
auseinanderstrebenden Deutschland
die politische Verständigung zwischen
den Gewerkschaften in der Bundes-
republik und der DDR, ja zunächst
weniger noch: das Kennenlernen der
gesellschaftlichen und sozialen Wirk-
lichkeit aus eigener Anschauung. Nach-
dem sich, was nach Westen hin im all-
gemeinen schon geschehen ist, nun
auch ein gesundes Verhältnis zu den
Gewerkschaften und damit den Arbei-
tern im Osten anzubahnen beginnt,
müßte die Versachlichung und Nor-
malisierung des Klimas zwischen den
Gewerkschaften im eigenen Lande das
nächste Ziel sein.

Das Jahr 1966 hat auch in dieser Hin-
sicht neue Akzente gesetzt: Zum
erstenmal seit vielen Jahren nach
Gründung der Bundesrepublik und der
DDR hat das Verlangen nach inner-
deutschen Gewerkschaflsgesprächen,
gewissermaßen im Windschatten des
ostpolitischen Tauwetters im DGB,
wieder Eingang in die Beschlüsse von
Gewerkschaftstagen und -konferenzen
gefunden. Die Gewerkschaftsmitglie-
der, vor allem auf der unteren und
mittleren Ebene, sind immer weniger
geneigt, einzusehen, warum solche
Gespräche mit sowjetischen, tschecho-
slowakischen und polnischen Kommu-
nisten für die westdeutschen Gewerk-
schaften nützlich, mit Kommunisten in
der DDR dagegen verwerflich sein
sollen.

So haben im vergangenen Jahr die
Gewerkschaflstage der IG Chemie-
Papier - Keramik, der Gewerkschaft
Nahrung-Genuß-Gaststätten und der
Gewerkschaft Holz, ferner Fachkonfe-
renzen der IG Chemie und mehrere
DGB-Landeskonferenzen diese Proble-
matik mit der gebotenen Sachlichkeit
diskutiert und zum Teil in Anträgen
und Entschließungen „direkte Verbin-
dungen zu den Arbeitnehmern in Mit-



teldeutschland" (Gewerkschaft Holz)
gefordert. Ebenso beschäftigte sich der
7. DGB-Kongreß mit dem Problem der
innerdeutschen Kontakte. In einer aus-
giebigen Diskussion wurde die ur-
sprünglich „harte" Linie des DGB-
Bundesvorstandes (Antrag 11) zugun-
sten einer flexiblen Haltung (I 16)
revidiert. Mit einem weiteren Initiativ-
antrag (Nr. 17), der die Billigung
eines Drittels der Delegierten fand,
sollte der DGB ebenfalls veranlaßt
werden, zu prüfen, wie „direkte Ver-
bindungen" zu den Arbeitern und An-
gestellten in der DDR hergestellt
werden können.

Wenn es zu diesen Kontakten in dem
notwendigen und möglichen Umfang
offiziell noch nicht gekommen ist, so
liegt das offensichtlich daran, daß in
den Führungsspitzen des DGB und der
meisten Gewerkschaften, parallel zu
der Haltung der führenden politischen
Parteien, keine Bereitschaft dazu vor-
handen war,- wo sie aber gedieh,
wurde sie mit allen Mitteln unter-
drückt. Wir kennen alle die Schutz-
behauptungen, wonach die Gewerk-
schaften in kommunistisch regierten
Ländern „Zwangsgewerkschaften",
„Staatsgewerkschaften", „keine unab-
hängigen Organisationen" und also
gar keine richtigen Gwerkschaften
sind. Folgt man diesen Gedankengän-
gen, so ist nicht der mangelnde eigene
Wille schuld an den fehlenden Ver-
bindungen zu sozialistischen Gewerk-
schaften, sondern diese selbst machen
aufgrund ihres „unschicklichen" Cha-
rakters jede Kontaktaufnahme für
„freie Gewerkschafter" zu einem
Delikt.

Doch diese in den Propagandaschlach-
ten des kalten Krieges geborene und
gehätschelte Mentalität scheint nun
vom gesunden Menschenverstand und
den Einsichten in politische Notwen-
digkeiten überwunden, denn die kom-
munistischen „Zwangsgewerkschaften"
sind als solche nicht erkennbar, und
„das Propagandaklischee von der An-
treiberorganisation wurde nirgends
bestätigt" — mit einer Ausnahme: In
bezug auf die DDR sollen alle diese
Propagandaklischees unangetastet
bleiben. So hat es jedenfalls der Bun-
desvorstand des DGB auf seiner
Januar-Sitzung beschlossen.

Man muß schon fragen: Können wir
uns in der Bundesrepublik vor den
eigenen Gewerkschaftsmitgliedern und
vor der Weltöffentlichkeit eine solche
Schizophrenie leisten? Wer soll denn
noch länger glauben, daß bei grund-
sätzlich gleicher Gesellschaftsordnung,
gewerkschaftlicher Aufgabenstellung
und Arbeitsweise die einen — die
sowjetischen, polnischen, rumänischen,
tschechoslowakischen — Gewerkschaf-
ter „kontaktwürdig" und die anderen
— die Landsleute in der DDR — „kon-
taktunwürdig" sind. Und wer will
denn noch glaubhaft rechtfertigen, daß
die Kenntnis der gesellschaftlichen,
sozialen, wirtschaftlichen und kultu-
rellen Tatbestände und Probleme in
kommunistischen Ländern wertvoll nur 

dann ist, wenn es sich dabei um
fremde Völker, nicht aber um das
eigene handelt?

Es scheint nunmehr die Zeit gekom-
men, in der man Schluß machen sollte
mit diesen opportunistischen Taschen-
spielertricks, die politisch zudem un-
erhörten Schaden anrichten. Die noch
unerledigten Aufgaben in Deutschland
sind zu umfangreich und zu wichtig,
als daß die Gewerkschaften sie igno-
rieren könnten. Und die regierenden
politischen Parteien sind, soweit es
brauchbare Konzeptionen betrifft, zu
untätig, als daß der DGB und die Ge-
werkschaften es auch sein könnten.
Es würde der kämpferischen Tradition
der deutschen Gewerkschaftsbewegung
nicht entsprechen, sollte künftig nur
noch getan werden, was unseren poli-
tischen Repräsentanten wohlgefällig
ist.

Im wesentlichen sind es zwei Fragen,
die heute in der „gesamtdeutschen"
Gewerkschaftspolitik beantwortet wer-
den müssen: Sollen DGB und FDGB
überhaupt miteinander reden und —
wenn ja — worüber? Im Grunde ist
die Beantwortung dieser Fragen ein-
fach: Ja, sie müssen miteinander

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniHiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

„Goldene Regeln" - noch gültig?

„Zehn goldene Regeln" als Grund-
lage sozialdemokratischer Regierungs-
politik wurden im April 1965 von Hel-
mut Schmidt, damals Mitglied der
SPD-„Regierungsmannschaft", bekannt-
gegeben. Sind sie noch gültig — nun,
da SPD-Minister mitregieren?

„Auch Regierungsmitglieder sind zur
Ehrlichkeit gegenüber dem Parlament
verpflichtet", lautete eine der „zehn
goldenen Regeln". Offensichtlich bezog
sich das auf Franz Josef Strauß, mit
dem Brandt, Wehner und Schiller nun
gemeinsam die Regierungsbank und
noch einiges mehr drücken.

„Politische Parteien gehören nicht an
die Futterkrippe des Steuerzahlers“,
hieß eine andere „goldene Regel". Bis
jetzt ist jedoch nicht bekannt, daß das
mit neun SPD-Ministern angereicherte
Kabinett Kiesinger die staatliche Par-
teienfinanzierung wieder abschaffen
will.

„Deutschland kann sich keine Minister
und Staatssekretäre mehr leisten, die
schon unter Hitler hoheitliche Aufgaben
wahrgenommen haben", lautet :die
letzte der „zehn goldenen Regeln“.
Vialon mußte jetzt gehen, mit voller
Pension, versteht sich. An der Spitze
des Kabinetts aber steht ein Mann,
der 1933, als Sozialdemokraten, Ge-
werkschafter und Kommunisten in die
Gefängnisse und ins Ausland gingen,
NSDAP-Mitglied wurde und es im NS-
Staat zum leitenden Propagandisten
im Ribbentrop-Ministerium brachte. 

reden, und zwar über alle die deutsche
Arbeiterschaft interessierenden Pro-
bleme von der Sozialpolitik bis zur
„großen" Politik.

Ohne Zweifel würden derartige In-
itiativen der deutschen Gewerkschaf-
ten zur Klärung der Gesamtproble-
matik und der Frage nach dem „Wie
weiter?" in Deutschland wesentlich
beitragen. Sie würden auch die Kräfte
sichtbar machen, die eine progressive
Lösung der deutschen Frage ehrlich
anstreben bzw. verhindern wollen. Für
die politische Position der Arbeiter
in der Bundesprepublik kann eine der-
artige Aktion der Gewerkschaften nur
nützlich sein. Sie würde zugleich die
Bonner Parteien aus ihrer substan-
tiellen Unbeweglichkeit aufscheuchen
und dazu beitragen, daß nicht noch
weitere Jahre nutzlos vergehen, be-
vor endlich getan wird, was man eines
Tages doch tun muß: die Probleme
der Nation klären.

Die Diskussion über die Notwendig-
keit, dies zu tun, hat in den Gewerk-
schaften begonnen, die Einsichten wer-
den stärker. In bezug auf Kontakte zu
FDGB - Gewerkschaften ist seit 1966
eine ähnliche Situation eingetreten,
wie sie bestand, bevor es allgemein
üblich wurde, Beschlüsse über Kon-
taktaufnahme zu osteuropäischen Ge-
werkschaften zu fassen. Offenbar will
es die Ironie der Geschichte, daß der
Weg zum Gesprächspartner in Ost-
Berlin nicht geradlinig, sondern über
Prag, Warschau und Moskau dorthin
führt.

Ein starkes Hemmnis auf dem Wege
zur Verständigung der Gewerkschaf-
ter in der Bundesrepublik und der
DDR ist bei uns die sehr große Un-
kenntnis über die tatsächlichen Lebens-
und Arbeitsbedingungen in der DDR.
Insbesondere sind dem westdeutschen
Gewerkschafter Inhalt und Form der
tagtäglichen Gewerkschaftsarbeit sei-
ner Kollegen in der DDR unbekannt.
Diese „weißen Flecke" in der sachlich-
politischen Informiertheit unserer Ge-
werkschafter haben es den Gegnern
von Kontakten erleichtert, ein nicht
gerade freundliches Bild vom DDR-
Gewerkschafter in die Welt der Vor-
stellungen und Vorurteile hineinzu-
projizieren. Dieses Zerrbild hat lange
Zeit, allzulange und auch heute noch,
die Bereitschaft zu der notwendigen
Verständigung verdrängt. In dem
Maße, wie jetzt die Bereitschaft wächst,
korrigiert sich auch das Zerrbild. Um-
gekehrt aber ist das Vermitteln von
Kenntnissen über die tatsächliche Ge-
werkschaftsarbeit in der DDR eine
wesentliche Hilfe, wenn nicht gar Vor-
aussetzung, die Verständigungsbereit-
schaft zu fördern. Diese duldet keinen
Aufschub mehr; denn was unsere
Generation, die sich zum Teil noch
persönlich kennt, hüben und drüben
tut oder unterläßt, wird für die Zu-
kunft unseres Volkes, deren größter
und in jeder Beziehung bedeutendster
Teil die Arbeiter sind, entscheidend
sein. Gerd Siebert
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IG Chemie war nicht gewappnet

Vereinter Druck von Unternehmern und SPD-Ministern?

Schlechtes Ergebnis in der gewinnträchtigsten Branche

Die Lohnbewegung in der chemischen Industrie ist nach rund drei Monaten
harten Ringens nahezu abgeschlossen. Im Wege der Schlichtung auf Bundes-,
teils auch auf Landesebene wurden Lohn-und Gehaltsaufbesserungen um 3,7 Pro-
zent (12 bis 14 Pfennig), in Schleswig-Holstein sogar nur um 3,2 Prozent ver-
einbart. Das Ergebnis der diesjährigen Lohnrunde für mehrere hunderttausend
Beschäftigte in der chemischen Industrie blieb damit noch unter der vieldisku-
tierten und umstrittenen „Leitlinie" von 4 Prozent. Der Lohnabschluß in diesem
Wirtschaftszweig, der noch am besten dasteht, ist der seit Jahren schlechteste.

In den Mitteilungen der IG Chemie-
Papier-Keramik über die Schlichtungs-
bzw. Verhandlungsergebnisse in den
einzelnen Tarifbezirke werden fol-
gende Fakten herausgestellt: Lohn-
erhöhung um 12 bis 14 Pfennig die
Stunde, gleich 3,7 Prozent; entspre-
chende Erhöhung der Angestellten-
gehälter; Wirksamwerden der bereits
früher vereinbarten Arbeitszeitver-
kürzung auf 4 PA Wochenstunden ab
1. Januar 1967 und Gewährung des
Lohnausgleichs von 3 Prozent; Lauf-
dauer der neuen Tarifverträge von
12 Monaten, erstmals kündbar zum
31. Januar 1968.

Dazu muß man einige Erläuterungen
geben; auf den ersten Blick kann der
Eindruck entstehen, als sei das Ergeb-
nis der langwierigen Tarifauseinander-
setzung die Sicherung der Arbeitszeit-
verkürzung mit vollem Lohnausgleich
von 3 Prozent, ferner die Lohnerhö-
hung von 3,7 Prozent, also zusammen
6,7 Prozent, und das bei nur 12 Mona-
ten Laufzeit. Die Verkürzung der Ar-
beitszeit und die Lohnbewegung sind
jedoch zwei völlig verschiedene Dinge.

Die IG Chemie-Papier-Keramik hatte
angesichts der außergewöhnlidi ge-
winnträchtigen Lage in der chemischen
Industrie und um den Arbeitnehmern
einen Anteil am Produktivitätszuwachs
und den sozialen Standard infolge der
Preissteigerungen zu sichern, durch-
schnittlich 9 Prozent verlangt. Die
Verkürzung der Arbeitszeit auf 4 PA
Stunden stand nicht zur Debatte, da
sie schon 1965 endgültig vereinbart
war. Die Arbeitgeber wollten jedoch
den 3prozentigen Lohnausgleich aus
der Arbeitszeitverkürzung in der letz-
ten Lohnbewegung abermals verrech-
nen. Die Gewerkschaft verlangte die
9 Prozent aber unabhängig vom Lohn-
ausgleich. „Diese Dinge", erklärte da-
zu der stellvertretende Vorsitzende
der IG Chemie, Karl Küpper, „sind
seinerzeit schon .bezahlt'worden durch
eine entsprechend geringere Lohnerhö-
hung bei verlängerter Laufzeit. Die
Arbeitgeber wollen aber offenbar
zweimal zur Kasse schreiten."

Das haben sie nun auch getan. Im
übrigen ist auch die Laufzeit des
neuen Tarifvertrages, wenn wir es
milde ausdrücken, eine optische Täu-
schung. Es ist zwar richtig, daß jene

Verträge, die ab 1. Februar 1967 gel-
ten, zum 31. Januar 1968 und andere,
die ab 1. März 1967 in Kraft treten,
zum 29. Februar 1968 — also jeweils
nach zwölf Monaten — kündbar sind.
Aber die alten Tarifverträge waren
auch zum 31. Oktober bzw. 30. Novem-
ber 1966 gekündigt worden, so daß
jeweils drei Monate dazugerechnet
werden müssen. Das reale Ergebnis
der Tarif runde ist demnach: 3,7 Pro-
zent Lohn- und Gehaltserhöhung für
einen Zeitraum von 15 Monaten. Das
kann die Chemiearbeiter nicht befrie-
digen.

Wenn man die guten Argumente der
Gewerkschaft für ihre 9prozentige
Forderung vor den Schlichtungsergeb-
nissen mit der Stellungnahme Küppers
danach vergleicht („ein vernünftiger
Kompromiß"), so wird man den Ein-
druck nicht los, daß die IG Chemie es
diesmal nicht nur mit den Unterneh-
mern allein zu tun hatte. Auf eine
kurze Formel gebracht, scheint auch
der dürftige Tarifabschluß ein Preis
zu sein, den die Arbeitnehmer für die
Große Koalition zahlen müssen. Offen-
bar war der Druck aus bestimmten
sozialdemokratischen Ministerien in
Bonn auf die IG Chemie nicht weniger
massiv als der der Unternehmer. Die
Anhänger der konzertierten Aktion
Schillers, die den Arbeitern und An-
gestellten einseitig „den Marsch bla-
sen" wollen, scheinen mit allen Mit-
teln zu arbeiten, um den Unterneh-
mern das Wirtsdiaften noch lukrativer
zu machen. Etwa nach dem Motto:
Wir bieten euch alle denkbaren An-
reize (Lohnersparnis, billigere Kredite
und Sonderabschreibungen) — nun in-
vestiert man schön!

Wirtschaftsminister Schiller hat mit
seiner Meinung zu dem Chemie-
Ergebnis keinen Tag zurückgehalten,
als er sofort nach dem Wiesbadener
Schiedsspruch erklärte, er hoffe, die-
ser Kompromiß werde eine „Signal-
wirkung" auf die bevorstehenden
Verhandlungen in anderen Tarifberei-
chen haben.

Karl Küpper hat nach dem Wiesbade-
ner Ergebnis richtig festgestellt, daß 

seine Gewerkschaft „die erste Kon-
frontation mit einer völlig neuen und
komplizierteren allgemeinen wirt-
schaftlichen Situation" erleben mußte.
Dieser Umstand muß zweifellos bei
dem unbefriedigenden Ergebnis be-
rücksichtigt werden, wobei dieses Er-
gebnis die Tatsache widerspiegelt, daß
sich die Gewerkschaft — und nicht
nur die IG Chemie-Papier-Keramik —
noch nicht auf die neue Situation ein-
gerichtet hat.

Die Gewerkschaften haben in der Ver-
gangenheit vor wirtschaftlichen Fehl-
entwicklungen gewarnt und seit Be-
ginn des Konjunkturrückschlags ein-
deutig und zutreffend erklärt, daß man
nicht die Sozialpolitik oder die For-
derungen der Arbeiter und Angestell-
ten dafür verantwortlich machen kön-
ne; vielmehr sei die kurzsichtige, plan-
lose und profitorientierte Wirtschafts-
politik für die eingetretene Lage ver-
antwortlich. Es ist auch aus diesem
Grunde unverständlich, warum die IG
Chemie erklärt hat, sie habe mit dem
3,7 - Prozent - Ergebnis ihre „Bereit-
schaft bewiesen, Verantwortung für
die Überwindung der gegenwärtigen
Situation zu übernehmen". Eine solche
„Bereitschaft" ist darum fragwürdig,
weil die Gewerkschaften nicht einer-
seits in ihrer Aufklärungsarbeit die
wahre Ursache für die Stagnation —
die Bonner Wirtschaftspolitik — nen-
nen können, um andererseits in der
Praxis der Tarifpolitik durch vermeint-
liches Wohlverhalten die Unterneh-
merthese zu bestärken, alles Übel
gehe von den „maßlosen Forderungen"
der Gewerkschaften aus. Wer, wie die
IG Chemie-Papier-Keramik (und an-
dere Gewerkschaften!) durch Kurztre-
ten in der Lohnpolitik mithilft, den
Eindruck zu erwecken, als seien die
Folgen unternehmerischer und regie-
rungsamtlicher Mißwirtschaft durch
Verzicht auf soziale Verbesserungen
zu überwinden, der muß sich nicht
wundern, wenn die Theorien von der
Lohn-Preis-Spirale und den „hohen
Löhnen", die die Wirtschaft und Kon-
kurrenzfähigkeit lähmen, Eingang in
breite Kreise der Öffentlichkeit und
der Gewerkschafter selbst finden.

Es geht jetzt vielmehr darum, daß
— um es einmal ganz simpel zu sa-
gen — unter allen Unvernünftigen die
Gewerkschaften vernünftig genug
sind, um auch gegen schwerstes Pro-
pagandafeuer aus dein gegnerischen
Lager spürbare Lohn- und Gehalts-
steigerungen durchzuselzen, damit ein
neuer Nachfrageanreiz entsteht. Das
Beispiel der IG Chemie beweist, daß
es mit der alten bequemen Lohnpolitik
nicht mehr geht; der Anteil der Arbeit-
nehmer am Wirtschaftsertrag kann nur
durch Kampf gesichert werden, und
wenn es sein muß, durch „unpopulä-
re» K. Kilian
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„Freiwilliger Lohnverzichf"
durch Erpressung

Mit sichtlicher Genugtuung hat die
unternehmerfreundliche Presse über
die Vereinbarung zwischen Unterneh-
mensleitung und Betriebsrat der Firma
Krampe und Co. in Hattingen berich-
tet, die am 1. Januar 1967 in der Me-
tallindustrie eingeführte 40-Slunden-
Woche nicht in Anspruch zu nehmen
und auf die damit verbundene Lohn-
erhöhung von 3,1 Prozent zu ver-
zichten.

Was von der Presse als „Musterbei-
spiel" und von Betriebsinhaber Hoff-
mann als „spontane Aktion des Mit-
denkens" bezeichnet wurde, ist in
Wirklichkeit aber nur eine neue Me-
thode der Unternehmer, die Löhne auf
kaltem Wege abzubauen. Firmenchef
Hoffmann halte nämlich zuvor durch-
blicken lassen, daß im Zuge der ver-
änderten Wirtschaftssituation zumin-
dest die Akkordsätze überprüft wer-
den müßten. Erst das veranlaßte den
Betriebsrat, dem „freiwilligen Lohn-
verzicht" zuzuslimmen, unter der Be-
dingung, daß die Betriebsleitung keine
Entlassungen vornimmt, Kurzarbeit
einführt oder die Akkordsätze ändert.
So gesehen ist die Haltung des Be-
triebsrates — die IG Metall sprach in
diesem Zusammenhang von einem
„unverständlichen Geschenk an den
Arbeitgeber" — lediglich das Ergeb-
nis des Unternehmerdrucks und hat
mit der vielzitierten „Freiwilligkeit"
nicht das geringste zu tun. Hoffmann,
der die Auftragslage ausdrücklich als
„recht gut" bezeichnete, bestätigte das
mit der Erklärung: „Wenn die IG
Metall die Arbeitszeitverkürzung doch
durchsetzt und wir dann aus betriebs-
kalkulatorischen Gründen die über-
höhten Löhne den Tarifen anzuglei-
chen gezwungen sind, stehen sich die
Arbeiter schlechter als heute."

Damit hat sich das mit viel Vorschuß-
lorbeer bedachte „Musterbeispiel" der
Firma Krampe und Co. von selbst
ad absurdum geführt und nur einmal
mehr verdeutlicht, daß den Unterneh-
mern jedes Mittel recht ist, die Profile
auf Koslen der Löhne zu sichern.

Hokuspokus...

Wie üblich, gingen die Gewerkschaf-
ten Textil-Bekleidung und Leder kürz-
lich in die Tarif runde im Rauchwaren-
veredelungs- und Pelzbekleidungs-
gewerbe, indem sie bei dem zustän-
digen Arbeitgeberverband für die Be-
schäftigten dieser Branche die Forde-
rungen anmeldeten. Aber die Gewerk-
schafter hatten nicht mit der Findig-
keit der Unternehmer gerechnet: Statt
zu den Verhandlungen zu erscheinen,
löste sich der Verband in einer extra
einberufenen Mitgliederversammlung
auf. Es gab plötzlich keinen Verhand-
lungspartner mehr.

Das ist natürlich auch eine Methode,
Lohnforderungen auszuweichen. Direkt

Jetzt Tarifverträge kündigen!

Verhandlungen in der Stahlindustrie wieder ohne Ergebnis

Manowski verweist auf Verstaatlichung in Großbritannien

Die Tarifverhandlungen in der eisenschaffenden Industrie Nordrhein-Westfalens
über die Forderungen der IG Metall — Nichtanrechnung der freien Sonnabende
als Urlaubslage, Zahlung eines 13. Monatseinkommens und Anhebung der Tarif-
gehälter auf Effektivniveau — sind am 31. Januar zum drittenmal gescheitert.
Damit setzten die Arbeitgeber in der Eisen- und Stahlindustrie die hinhaltende
Taktik fort.

Schon am 25. Januar, nach dem Scheitern der zweiten Tarifgespräche, zeigte sich
die Große Tarifkommission der Gewerkschaft empört und diskutierte sie die
Möglichkeit der Kündigung der Tarifverträge. Diese waren bekanntlich von der
IG Metall zum vorgesehenen Termin, dem 31. 1., mit Rücksicht auf die schwie-
rige Auf tragslage in der eisenschaffenden Industrie nicht gekündigt worden. Von
einer Lohnforderung nahm die Gewerkschaft Abstand und setzte sich damit der
Kritik in den eigenen Reihen aus.

Nachdem offensichtlich geworden ist, daß die Unternehmer nicht bereit sind,
das Entgegenkommen der IG Metall zu honorieren, wird die Kündigung der
Lohn- und Gehaltstarifverträge unumgänglich. Diese Auffassung hat auch die
Große Tarifkommission vertreten; sie wollte lediglich noch die Verhandlungen
vom 31. Januar abwarten.

Inzwischen hat sich unter den Gewerkschaftern immer stärker die Überzeugung
durchgesetzl, daß die Krise in der Stahlindustrie nicht das Ergebnis gewerk-
schaftlicher Lohnpolitik ist und folglich mit diesen Mitteln auch nicht behoben
werden kann. Der Bezirksleiter der IG Metall in Nordrhein-Westfalen, Manowski,
erklärte auf die Frage der Zeitung METALL, ob er einen Lohnstopp akzeptieren
würde, um Arbeitsplätze „oder gar die Stahlindustrie" zu retten: „Es wäre eine
Illusion, mit den eingesparten Pfennigen an Löhnen und Gehältern die Krise
in der Stahlindustrie lösen zu wollen." Die Ursache für die jetzige Misere seien
die Uberkapaziläten, die mit gigantischen Fehlinvestitionen geschaffen worden
seien.

Auf eine weitere Frage, was zu tun sei, wenn die Stahlindustrie sich als unfähig
erweise, trotz niedrigerer Löhne als in anderen Ländern, international wett-
bewerbsfähig zu werden, antwortete Manowski: „In England hat man den Aus-
weg darin gesehen, die Stahlindustrie zu nationalisieren. In Frankreich gibt es
eine ziemlich straffe staatliche Planung." Er hoffe, daß die neuen Regierungen
in Bonn und Düsseldorf eingreifen würden, um zu verhindern, daß die Stahl-
industrie den gleichen Krebsgang antrete wie der Kohlenbergbau. -an
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einmal was Neues. Die Frage ist nur,
ob die Unternehmer wirklich glauben,
nun hätten sie so etwas wie eine
tarifpolitische Tarnkappe aufgesetzt
und die Gewerkschaften könnten sie
nicht aufstöbern? Wenn es keinen
Unternehmerverband mehr gibt, wer-
den sich die Gewerkschaften eben
jeden Unternehmer einzeln „vorknöp-
fen" müssen. Und es dürfte noch frag-
lich sein, ob sie dann besser wegkom-
men ... Aber das ist deren Sorge.

Bemerkenswert an diesem Fall kind-
lichen Augenzukneifens (ätsch — nun
sieht mich keiner!) ist die Einstellung 

zur Tarifautonomie, die darin zum
Ausdruck kommt. Hier wird mit de-
mokratischen Einrichtungen von jenen,
die doch die Demokratie gepachtet
haben, Schindluder getrieben. Offen-
bar ein abgekartetes Spiel: um denen
Wasser auf ihre antidemokratischen
Mühlen zu leiten, die immer nach der
Beseitigung der Tarifautonomie rufen.
Hoffentlich spielen die Pelzhändler ihr
begonnenes Versteckenspiel nun auch
zu Ende: indem sie sich auch im Be-
trieb unsichtbar machen; nötig für das
Funktionieren der Wirtschaft sind sie
in ihrer Eigenschaft als private Unter-
nehmer ohnehin nicht. -ie-
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Sachversfändigenrat und Lohnpolitik

Lohnleiflinien keine Hilfe für Gewerkschaften

Stabilität durch Rüstungsabbau statt Lohnstopp

Als Ende November des vergangenen Jahres der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem dritten „Jahres-
gutachten zur wirtschaftlichen Lage" Stellung nahm, war bereits klar, daß die
Bundesrepublik in die schwierigste Periode ihrer wirtschaftlichen Entwicklung
seit ihrem Bestehen eingetreten ist. Diese Periode ist nicht nur durch eine tiefe
innen- und außenpolitische, sondern gleichzeitig durch eine sämtliche gesell-
schaftlichen Bereiche umfassende Krise gekennzeichnet.

In dem Gutachten der Professoren
wurde darum nicht zufällig an erster
Stelle von dem Auftrag gesprochen,
„Fehlentwicklungen darzulegen und
Möglichkeiten zu ihrer Beseitigung
und Vermeidung" aufzuzeigen. Die
Sachverständigen gingen dabei von
dem Standpunkt aus, daß es gegen-
wärtig darauf ankomme, eine „kon-
trollierte Expansion", das heißt Wirt-
schaftswachstum bei Geldwertstabili-
tät, in die Wege zu leiten. Wie im
Vorjahr schenkten sie dabei vor allem
der Lohnpolitik große Aufmerksam-
keit.

Bekanntlich war in dem Gutachten des
Jahres 1965 die Idee der Lohnleit-
linien ausführlich dargestellt worden.
Die Professoren hatten Lohnleitlinien
zu dem Zweck gefordert, die Geld-
entwertung schrittweise innerhalb von
drei Jahren zu beenden. Die damalige
Regierung Erhard hatte diesen Vor-
schlag abgelehnt, weil die Sachver-
ständigen als erste Voraussetzung zur
Bekämpfung der Inflation eine Ein-
schränkung des übermäßigen jähr-
lichen Zuwachses der Staatsausgaben
und die Vermeidung staatlich ver-
ursachter Preissteigerungen forderten.

Die Erhard-Regierung wollte dagegen
die Geldentwertung einseitig zu La-
sten der Löhne stoppen und steigerte
die Staatsausgaben weiter im Inter-
esse einer aggressiven Außen- und
Militärpolitik, weit über den Produk-
tivitätszuwachs hinaus. So konnte es
nicht ausbleiben, daß die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit der Bundes-
republik überfordert wurde, zumal sich
die Erhard-Regierung genötigt sah,
verschiedenen Bevölkerungsgruppen
Wahlgeschenke zu machen, um der
CDU/CSU den Wahlsieg zu sichern.

Diese Wahlgeschenke allerdings wur-
den nach der Wahl in erheblichem
Umfange wieder rückgängig gemacht.
In dem neuen Gutachten wird der
Vorschlag, die gewerkschaftliche Lohn-
politik an Leitlinien zu orientieren,
wiederholt. Dabei vertreten die Sach-
verständigen die Auffassung, die
durchschnittliche Lohnsteigerung dürfe
nicht über die Grenze hinausgehen,
die durch die Produktivitätssteigerung
und die internationale Geldentwer-
tung abgesteckt sei. Nimmt man die
jährliche Produktivitätssteigerung mit
4 Prozent und die internationale Geld-
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entwertung mit 2 bis 3 Prozent an, so
würde — nach Auffassung der Pro-
fessoren — die Lohnleitlinie 6 bis
7 Prozent Lohnsteigerung anzeigen.
Nur wenn die inflationistische Ent-
wicklung in der Bundesrepublik nach
außen abgeschirmt werde und geringer
ausfalle als der internationale Durch-
schnitt, könne die Lohnleitlinie um
diesen Betrag auch unter der 6- bis
7-Prozent-Grenze bleiben.

Sicherlich entspricht eine derartige
„Leitlinie", die auf den Lohn be-
schränkt ist, keineswegs den Inter-
essen der Lohn- und Gehaltsempfän-
ger. Mit Recht haben die Gewerk-
schaften darauf hingewiesen, daß dem
Problem der Geldwertstabilität allein
durch die Einschränkung der hohen
Staatsausgaben, und hier vornehmlich
des Rüstungsetats, beizukommen wäre.
Aber auch die Geschäftsberichte der
Konzerne, die hohe Profitraten anzei-
gen, lassen weitere Möglichkeiten er-
kennen.

Von Kürzungen der Rüstungsausgaben
will die Regierung Kiesinger/Brandt
allerdings nichts wissen. Sie vertritt
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70 Jahre

Eisenbahner-Gewerkschaff

Die Gewerkschaft der Eisenbahner
Deutschlands (GdED) feierte am 13. Ja-
nuar den 70. Jahrestag ihrer Grün-
dung. An diesem Tag war im Jahre
1897 in Hamburg der Verband der
Eisenbahner Deutschlands, der Vor-
läufer der heutigen GdED, gegründet
worden. Er war die erste regionale
gewerkschaftliche Kampforganisation
der Eisenbahner in Deutschland. Erst
am 27. Juni 1925 wurde der Einheits-
verband der Eisenbahner Deutsch-
lands geschaffen, der später durch die
Faschisten ebenso aufgelöst wurde
wie alle übrigen Gewerkschaften.

1948 schließlich wurde die heutige Ge-
werkschaft der Eisenbahner Deutsch-
lands gegründet, die dem DGB ange-
hört. Sie zählt zur Zeit 430 000 Mit-
glieder: Arbeiter, Angestellte und Be-
amte.

die abwegige Meinung, daß Stabilität
im Wachstum vor allem von dem
„engen Zusammenwirken der Tarif-
partner" abhängt, davon nämlich, daß
die Tarifpartner sich nach den Orien-
tierungsdaten richten, die ihnen von
der Regierung aufgegeben werden.
Die tatsächlichen Quellen der Inflation
aber, wie der überhöhte Staatsver-
brauch, hohe Außenhandelsüberschüsse
und die sich aus dem Drang nach
Maximalprofiten ergebenden Preis-
steigerungen sollen in diesen Orientie-
rungsdaten außer Betracht bleiben.

Dabei weisen auch die Sachverstän-
digen in ihrem Gutachten ausdrücklich
darauf hin, daß es viele miteinander
verflochtene Inflationsquellen gibt und
es darum falsch sei, die Inflationspro-
blematik einseitig zu betrachten. Lohn-
erhöhungen haben in Deutschland noch
nie zur Inflation geführt, wohl aber
Rüstung, Krieg und Kriegsfolgen.

Auch der sozialdemokratische Wirt-
schaftsminister, Professor Schiller,
spricht von der Verpflichtung zur
„konzertierten Aktion", das heißt, daß
sich die Tarifpartner mit „Unterstüt-
zung der Regierung und des Sachver-
ständigenrates Orientierungsdaten er-
arbeiten". Ginge es Regierung und
Unternehmern tatsächlich darum, ge-
meinsam mit den Gewerkschaften nicht
nur die lohnpolitische, sondern die
wirtschaftspolitische „Leitlinie" auszu-
arbeiten, die alle wirtschaftlichen Sei-
ten berührt, wäre den Gewerkschaften
gewiß zu empfehlen, hierbei mitzu-
wirken. Hieraus könnte sich sogar eine
überbetriebliche Mitbestimmung ent-
wickeln, die von den Gewerkschaften
bekanntlich seit Jahren gefordert wird.
Aber bisher denkt die Regierung auch
nicht im mindesten daran, die Ge-
werkschaften mitbestimmen zu lassen
und sie nach ihrer Meinung zu fragen,
von welcher Seite die Geldentwertung
bekämpft werden soll.

Im Gegenteil: Den Gewerkschaften
wurde bisher nicht einmal ein Lohn-
zuwachs in der Höhe der von den
Sachverständigen errechneten Leit-
linie zugestanden, vielmehr möchten
die Unternehmerverbände mit Unter-
stützung der Regierung das Maximum
der Lohnsteigerung auf 4 Prozent fest-
legen. Für die Gewerkschaften ist es
aber unerläßlich, bei ihren Lohnforde-
rungen, neben der Steigerung der Pro-
duktivität, die nach wie vor anhalten-
den Preissteigerungen und den Geld-
wertverlust zu berücksichtigen. Sie
können eine Verantwortung für die
Stabilität der Währung nicht anerken-
nen, wenn ihnen gleichzeitig das Recht
zur wirksamen Mitbestimmung auf
diesem Gebiete vorenthalten wird.
Lohnleitlinien, die ohne ihr Zutun auf-
gestellt werden und die Unternehmern
und Regierung nur dazu dienen sol-
len, hohe Profite zu sichern und den
Rüstungshaushalt zu finanzieren, kön-
nen für die Gewerkschaften nicht ver-
bindlich sein, denn sie gefährden ihren
Auftrag, im Interesse ihrer Mitglieder
den sozialen Standard zu erhalten.

FL s.



Was wird mit den Arbeitslosen?

Die Arbeitslosigkeit muß wieder neu durchdacht werden

Gewerkschaftliche Betreuung der Erwerbslosen notwendig

Die Arbeitsämter haben wieder viel zu tun. Ihre laufenden Berichte sprechen
von steigenden Arbeitslosenzahlen. Die Tagespresse berichtet von immer neuen
Massenentlassungen. Es gibt wieder eine Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik.
Mitte Januar waren rund 600 000 Arbeitswillige ohne Beschäftigung; das ent-
sprach einer Arbeitslosenquote von 2,6 Prozent. Seit den Jahren um 1950 ist
das eine ungewohnte Erscheinung, mit der sich nun die Gewerkschaften näher
werden befassen müssen.

Die neue Welle der Erwerbslosigkeit
ist noch keineswegs gestoppt, und
man ist sich in Staat und Wirtschaft
nicht sicher, ob sie überhaupt so bald
zu bremsen sein wird. Die Zunahme
der Arbeitslosenziffer war in den letz-
ten Wochen frappierend. Von Mitte
Dezember 1966 bis Mitte Januar 1967,
also binnen vier Wochen, stieg sie
von 327 000 auf 578 400. Ende Januar
1966 waren es 268 000 Erwerbslose
gewesen oder 1,2 Prozent. Daran wird
deutlich, daß die größere Zahl der
Arbeitslosen nicht saisonbedingt ohne
Erwerb ist, sondern infolge der Krisen-
entwicklung entlassen wurde.

Von Woche zu Woche vergrößert sich
das Heer der Opfer einer falschen
Wirtschaftspolitik. Hatten Wirtschafts-
institute und die Bundesanstalt für
Arbeitslosenversicherung und Arbeits-
vermittlung im November vergange-
nen Jahres mit etwa 800 000 Arbeits-
losen in der Talsohle der Flaute ge-
rechnet, so wird man sich heute be-
reits auf 1 Million einrichten müssen.
Schon gibt es im Ruhrgebiet, das auf
Grund der wirtschaftlichen Struktur
besonders hart betroffen ist, Städte
mit einer Arbeitslosenquote von 4 bis
5 Prozent der erwerbsfähigen Bevöl-
kerung, wie etwa in Gelsenkirchen.
Gleichzeitig besteht auf Grund der
einseitigen Wirtschaftsstruktur so gut
wie keine Aussicht, die Betroffenen
in anderen Branchen unterbringen zu
können. Die offenen Stellen werden
immer weniger; gesucht werden ganz
andere Fach- und Spezialkräfte, als
der Arbeitsmarkt sie zu bieten ver-
mag.

Diese skizzenhafte Darstellung der
Situation am Arbeitsmarkl läßt be-
reits eine umfangreiche Problematik
sowohl für die Arbeitslosen selbst als
auch für jene ahnen, die berufen sind,
sich dieser Menschen und ihrer Pro-
bleme anzunehmen: die Gewerkschaf-
ten und — selbstverständlich — der
Staat, dessen Fürsorgepflicht ihn dazu
bestimmt.

Wie sehr der Gesetzgeber diese Für-
sorgepflicht vernachlässigt hat, ver-
deutlicht die allgemeine Ratlosigkeit
und Untätigkeit, die sich in Bonn in
bezug auf die Arbeitslosigkeit aus-

gebreitet hat. Die gesetzlichen Rege-
lungen sind völlig unzureichend. So
erhält ein lediger Arbeitsloser nur
40 Prozent seines letzten Netto-
arbeitsentgelts. Ein Verheirateter mit
zwei Kindern, der 300 DM brutto die
Woche verdient hat, bekommt höch-
stens 137,70 DM Unterstützung wö-
chentlich. Die Bemessungsgrenze für
das Arbeitslosengeld liegt bei 300 DM
in der Woche bzw. 1300 DM im Mo-
nat. In der Regel ist der Einkommens-
abfall bei Erwerbslosigkeit so dra-
stisch, daß der bisherige Lebensstan-
dard durch den Betroffenen nicht an-
nähernd aufrechterhalten werden kann.

Der DGB ist in dieser Frage bereits
initiativ geworden und hat die Her-
aufsetzung der Arbeitslosenunterstüt-
zung auf zwei Drittel des Brutto-
einkommens verlangt. In einem ersten
Ansatz von Initiative hat auch Bun-
desarbeitsminister Katzer eine Auf-
besserung der Unterstützungssätze auf
zwei Drittel des Netto einkommens
verfolgt, ist jedoch damit gescheitert.
Eine sanfte Verwarnung durch Kie-
singer, Katzer möge nicht so vorlaut
in der Öffentlichkeit reden, und man-
gelnde Unterstützung durch sozial-
demokratische Minister haben diesen
CDU-Politiker erst einmal zur Erfolg-
losigkeit verurteilt.

Ähnlich trostlos sieht es in den Bon-
ner Ministerien aus, wenn man danach
fragt, was denn nun getan werden
soll, uni die teils durdi Automation,
teils durch Mißwirtschaft freigesetz-
ten Arbeitskräfte mit gezielten Bil-
dungshilfen und Umschulungsmaßnah-
men für andere Berufe und die Wie-
dereingliederung in das Erwerbsleben
zu qualifizieren. Es herrscht Ratlosig-
keit und fehlende Voraussicht auf der
ganzen Linie. Aber auch die infolge
Rüstungs- und Notstandskosten leeren
Kassen diktieren das passive Verhal-
ten der verantwortlichen Minister: es
ist kein Geld für alle diese notwendi-
gen Schritte da, die gegangen werden
müssen, wenn es nicht zu einer sozi-
alen Katastrophe riesigen Ausmaßes
kommen soll.

Die Erwerbslosigkeit infolge Absatz-
und Auftragsmangels ist ja nur die
eine Seite dieses Problems. Sie ist
gewissermaßen der Anlaß, um noch
deutlicher die andere Seite zu erken-
nen: die Arbeitslosigkeit, die der tech-

nische Fortschritt verursacht. Schon
jetzt werden jährlich 1,5 Millionen
Arbeitskräfte durch Automation und
Rationalisierung freigesetzt. Ihre Wie-
dereingliederung in die Wirtschaft
macht immer größere Schwierigkeiten,
nicht zuletzt, weil viele traditionelle
Berufe aussterben und eine recht-
zeitige Umschulung der Arbeiter und
Angestellten auf neue Tätigkeiten nur
unzureichend oder überhaupt nicht
erfolgt. Die bisher gebräuchlichste
Lösung, die vorzeitige Pensionierung
mit 55 und 60 Jahren, wird man nicht
endlos weiterpraktizieren können.

Hiermit ist nur angedeutet, wie wich-
tig gerade die berufliche Weiterbil-
dung, Umschulung und sonstigen be-
rufsbezogenen Förderungsmaßnahmen
zur Abwendung der technologischen
Arbeitslosigkeit sind. Der Gesetzgeber
wird umgehend den gesamten Fragen-
komplex der Arbeitslosigkeit unter
den spezifischen Bedingungen der
technischen Revolution neu durchden-
ken müssen, um die notwendigen Fol-
gerungen ziehen zu können.

Ohne Zweifel haben in dieser Bezie-
hung die Gewerkschaften, insbeson-
dere der DGB, ein großes Betätigungs-
feld vor sich. , Die Hunderttausende
Arbeitslose, die es heute schon gibt
und die möglicherweise fortan dieses
Wirtschaftssystem wieder stärker
kennzeichnen werden, können nicht
sich selbst überlassen bleiben. Der
DGB und die betreffenden Gewerk-
schaften sollten, vielleicht durch die
Bildung von Erwerbslosenausschüssen,
sich um die organisatorische Erfassung
dieser großen Arbeitnehmergruppe
bemühen. Die Arbeitslosen müssen
die Überzeugung gewinnen, daß sie
nicht alleingelassen werden und daß
ihre beste und wirksamste Interessen-
vertretung die Gewerksdiaften sind.

Zu diesem Zweck wären, wo die Vor-
aussetzungen dazu bestehen, beson-
dere Arbeitslosenversammlungen des
DGB oder der Einzelgewerkschaften
angebracht. Es gilt dabei, die Sorgen
und Nöte der Arbeitslosen genau
kennenzulernen und ihre Forderungen
in aller Öffentlichkeit zu formulieren
und an die verantwortlichen Stellen
heranzutragen. Keinen Aufschub dul-
det die schon erwähnte Erhöhung der
Unterstützungssätze. Man sollte auch
die Frage aufwerfen, ob nicht die Bei-
träge zur Arbeitslosenversicherung,
die heute je zur Hälfte von Arbeit-
nehmern und Betrieb gezahlt werden,
künftig von den Unternehmern allein
aufgebracht werden sollten. Die Arbeit-
nehmer haben in der Wirtschaft kei-
nerlei Verfügungsrecht, um bei der
Abwendung von Arbeitslosigkeit mit-
helfen zu können.

Das sind nur einige Gesichtspunkte
einer Problematik, die sich immer stär-
ker in den Vordergrund drängt und
die ganz besonders von den Gewerk-
schaften solidarischen Einsatz verlangt.

G. S.



Arbeitslosengeld
muß endlich erhöht werden

Die angesichts der steigenden Zahl
von Arbeitslosen in letzter Zeit mehr-
fach vom DGB erhobene Forderung
nach einer Erhöhung des Arbeitslosen-
geldes hat jetzt durch die SPD-Bundes-
tagsfraktion Unterstützung erfahren.
Der Vorstand der Fraktion hat der
CDU/CSU vorgeschlagen, das Arbeits-
losengeld auf einheitliche 55 Prozent
des letzten Nettoverdienstes festzu-
setzen. Der DGB fordert allerdings in
seinem Aktionsprogramm eine Erhö-
hung des Arbeitslosengeldes auf zwei
Drittel des Bruttoverdienstes. Jetzt
werden einem Arbeiter, der 500 DM
verdient hat, nur 42,4 Prozent seines
Lohnes als Arbeitslosengeld gezahlt,
einem Angestellten, der 1800 DM ver-
diente, nur 26,6 Prozent seines Ge-
haltes.

Der Vorschlag der SPD-Bundestags-
fraktion wäre durch eine Gesetzes-
initiative der Koalitionsfraktionen so-
fort und schnellstens zu verwirklichen.
Doch wird die CDU/CSU mitmachen?
Arbeitsminister Katzer wurde von
Kanzler Kiesinger zurückgepfiffen, weil
er einen Plan seines Ministeriums
veröffentlichte, das Arbeitslosengeld
um 20 Prozent zu erhöhen.

Dabei würde die Erhöhung des Ar-
beitslosengeldes den Staat keinen
Pfennig kosten. Im „Sabelturm" be-
finden sich rund 6,5 Milliarden DM,
während die Verwirklichung des SPD-
Vorschlages nur 450 Millionen DM
kostet. Doch will die CDU/CSU davon
noch mehr als zwei Milliarden DM mit
dem „Stabilisierungs"-Gesetz unter die
Verfügung der Bundesbank stellen,
nachdem bereits 463 Millionen DM
Gelder der Arbeitslosenversicherung
für Fremdaufgaben zwangsweise ab-
gezogen werden (s. „Arbeitslosen-
unterstützung ungenügend", NA Nr.
12/1966).

Der Präsident der Bundesvereinigung
der Arbeitgeberverbände, Balke, for-
derte dagegen im Vorjahr eine Her-
absetzung der Beiträge zur Arbeits-
losenversicherung, die je zur Hälfte
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern
getragen werden. Im DGB-Grundsatz-
programm wird jedoch zu Recht ge-
fordert, daß die Unternehmer allein
die Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung aufbringen. Den Arbeitnehmern
wird die wirtschaftliche Mitbestim-
mung verweigert. Also müßten auch
die Unternehmer und der Staat allein
für die Folgen und Kosten der „freien"
Unternehmerwirtschaft und Bonner
Wirtschaftspolitik aufkommen. A. B.
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Kriegsopfer wehrten sich
mit Erfolg gegen Rentenabbau

Wie stark die antisozialen Tendenzen
in Regierung und Ministerialbürokra-
tie der Großen Koalition sind, hat der
geplante Abbau der Renten der zu 30
und 40 Prozent erwerbsgeminderten
Kriegsbeschädigten schlagartig erhellt.
In der Weimarer Republik wurde auch
den 20 Prozent erwerbsgeminderten
Kriegsbeschädigten eine Rente gezahlt,
so wie es heute auch noch in der Un-
fallversicherung üblich ist.

Mit Recht haben VdK und Reichsbund
bei ihrem Protest gegen den geplanten
Rentenabbau darauf hingewiesen, daß
es eine Täuschung der Öffentlichkeit
und des Volkes ist, wenn Beschädi-
gungen, die mit 30 oder 40 Prozent
Erwerbsminderung bewertet werden,
als leichte oder gar „Bagatellschäden"
abgetan werden. Gehören doch dazu
solche erheblichen Schädigungen wie
der völlige Verlust eines Auges bzw.
der Sehkraft auf einem Auge oder
einer Niere, die Amputation eines
Fußes, aller Zehen beider Füße, aller
Finger einer Hand und die oft starke
Behinderungen verursachenden Be-
wegungseinschränkungen oder Ver-
steifungen von Gelenken an Schulter,
Armen, Beinen u. a. m. Gezahlt wer-
den dafür ab 1. Januar dieses Jahres,
nach der Erhöhung durch das 3. Neu-
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Ordnungsgesetz ganze 53 DM oder
70 DM im Monat an Rente. In den
USA werden zum Beispiel bei Verlust
oder Erblindung eines Auges 516 DM
Rente, in Großbritannien 131 bis 232
DM, Frankreich 167 DM, Japan 105
DM gegenüber den 53 DM in der Bun-
desrepublik gezahlt.

Auch die Kriegsopferverbände sollten
sich jedoch mit dem errungenen Erfolg
nicht zufrieden geben. Zwar hat die
Regierung Kiesinger auf den Entzug
der Kriegsbeschädigtenrenten verzich-
tet. Doch die Finanzmisere in Bonn
ist nicht überwunden, weil sie Folge
einer verfehlten Politik ist. Mit den
Gewerkschaften gemeinsam sollten
daher die Kriegsopferverbände nicht
nur jedem sozialen Abbau entgegen-
treten, sondern auch ihre Kraft für
eine Änderung der Politik in die
Waagschale werfen. -pp-

Hoher Exportüberschuß

Den höchsten Ausfuhrüberschuß seit
1961 hat die bundesdeutsche Wirtschaft
im vergangenen Jahr erzielt. Bei Aus-
fuhren im Wert von 80,6 Milliarden
DM und Einfuhren für 72,7 Milliarden
DM betrug der Exportüberschuß 7,9
Milliarden DM. Im Jahre 1965 übertraf
die Ausfuhr die Importe um nur 1,2
Milliarden.

Vorgeschmack
vom Notstand
Betriebsratsmitglieder haben das
Recht, im Gespräch mit Arbeitskolle-
gen im Betrieb politische Fragen zu
erörtern und ihre Meinung zu sagen.
Das ist der Tenor eines Urleilsspruchs
des Landesarbeilsgerichts Frankfurt
gegen das US-amerikanische Unter-
nehmen Honeywell in Dörnigheim bei
Hanau. Damit wurde auch in zweiter
Instanz die fristlose Entlassung des
Betriebsratsvorsitzenden Rolf Knecht
durch Honeywell für nichtig und wider-
rechtlich erklärt. Die Geschäflsleitung
will jetzt vor das Bundesarbeitsgericht
gehen.

Dem Betriebsratsvorsitzenden Knecht,
Vertrauensmann und Delegierter der
IG Metall, die sich klar auf seine Seile
gestellt hat, war von der Geschäfts-
leitung vorgeworfen worden, er be-
treibe „kommunistische Agitation" und
sei „Vertrauensmann des FDGB".
Knecht war im April vergangenen
Jahres in einer Blitzaktion, ohne vor-
herige Unterrichtung der übrigen Be-

I triebsratsmitglieder, auf Geheiß der
Geschäftsleilung vom Werkschutz aus

! dem Betrieb gewiesen worden. In dem
Prozeß Knechts gegen die Geschäfts-

1 leitung wurden — offenbar in enger
i Zusammenarbeit mit dem Verfassungs-

schutz — allerlei Details aus dem poli-
tischen „Vorleben" des Klägers zu-
sammengetragen in der unverkenn-
baren Absicht, ein abschreckendes
antikommunistisches Exempel zu sta-
tuieren.

Das Arbeitsgericht lehnte es jedoch
ab, die vagen und abwegigen Beschul-
digungen gegen Knecht, die mit sei-
ner Tätigkeit als Betriebsratsvorsit-
zender nichts zu tun hatten, in die
Erwägung einzubeziehen. Auch der
konkrete Vorwand für Knechts Ent-
lassung löste sich in ein Nichts auf.
So blieb dem Gericht nichts anderes,
als der Firma — wie zuvor schon in
erster Instanz — zu bescheinigen, daß
sie mit der Entlassung Knechts außer-
halb der Legalität gehandelt hat und
diese darum als nichtig anzusehen sei.
Zweifellos handelt es sich im Falle
Honeywell um einen typischen Ver-
such, sich mit Hilfe billiger Gesin-
nungsschnüffelei eines konsequenten
Gewerkschafters zu entledigen. Der
Vorwurf der „parteipolitischen" Be-
tätigung muß immer dann herhalten,
wenn es sich dabei nicht um die CDU-

[ Meinung handelt.

Die Zeitung „Metall", das Organ der
IG Metall, schrieb in der Nr. 1 vom
10. Januar 1967 treffend:

„Der Prozeß hinterläßt einen finsteren
Spuk: Die geheimdienst - geförderte
Entlassung eines besonders aktiven
Betriebsratsvorsitzenden, unter Vor-
würfen, gegen die er sich wegen ihrer
Unbestimmtheit nicht wehren kann,
die aber seine Existenz vernichten
können. Ein kleiner Vorgeschmack
vom Notstand!" Ki.



Gewerkschaffstag der IG Bergbau

Statt Schrumpfungspläne neue Wege zur Energiepolitik

Bergarbeiter erwarten von den Delegierten klare Beschlüsse

Angesichts der bedrohlichen Situation in den westdeutschen Steinkohlenrevieren
hat die IG Bergbau und Energie ihren Gewerkschaftstag vorzeitig zum 22. Februar
nach Bonn einberufen. Ziel der Beratungen ist es, die energiepolitischen Vor-
stellungen der Gewerkschaft neu zu formulieren.

Auch im zehnten Jahr der Kohlen-
krise gibt es keine Ansätze für eine
Wende in der Energiepolitik, deren
oberstes Ziel die Erhaltung der hei-
mischen Energieträger sein müßte. Die
Regierungserklärung von Bundeskanz-
ler Kiesinger, in der die ungelösten
Energieprobleme mit ganzen fünf Sät-
zen abgetan wurden, die Weigerung
von Bundeswirtschaftsminister Schil-
ler, der Kohle eine feste Absatzgaran-
tie zu geben und die Bereitstellung
von Bundesmilleln für Zechenstill-
legungen zeigen, daß auch die Regie-
rung Kiesinger/Brandl nicht bereit ist,
dem Bergbau die dringend erforder-
lichen Hilfen zu gewähren.

Nach der Stillegung von bisher 58
Großschachtanlagen mit einer Jahres-
förderung von 33,4 Mill, t sowie von
149 Kleinzechen, 21 Kokereien und
11 Brikettfabriken und dem damit ver-
bundenen Rückgang der Gesamtbeleg-
schaft um mehr als 250 000 Arbeiter
und Angestellte, steht nun im Berg-
bau die bisher größte Stillegungs-
welle bevor. Wie aus Kreisen des
Unternehmensverbandes Ruhrbergbau
bekannt wurde, sollen nochmals 25
bis 30 Millionen t Förderkapazitäten
vernichtet werden. Das würde die Still-
legung von mehr als einem Viertel
aller noch fördernden Schachtanlagen
und die Entlassung von rund 70 000
bis 80 000 Bergarbeitern bedeuten, für
die es jedoch in den westdeutschen
Kohlegebieten kaum Arbeitsplätze
gibt.

Um diese großangelegte Schließungs-
aktion zu beschleunigen, wurde noch
auf Anregung von Ex-Kanzler Erhard
die sogenannte Aklionsgemeinschaft
Deutscher Steinkohlenreviere gegrün-
det. Ihre Aufgabe ist es, durch die
Zahlung von Stillegungsprämien die
Bergbaukonzerne zu forcierten Zechen-
stillegungen zu veranlassen. Eigens
zu diesem Zweck hat die Regierung
Kiesinger allein für 1967 rund 140
Millionen DM aus Bundesmilleln be-
reitgestellt. Hinzu kommen weitere
Steuervergünstigungen, die für den
Zeitraum bis 1971 etwa 450 Millionen
DM ausmachen. Diese Millionen-Ge-
schenke verfolgen nur ein einziges
Ziel: Sie sollen den Großaktionären
aus dem geplanten Zechensterben Ge-
winne garantieren, die höher sind als
die aus der Förderung von Kohle.

Damit die Hauptursache für den Nie-
dergang der inländischen Kohle, näm-
lich die auf Profit beruhende kapi-
talistische Privatwirtschaft, beseitigt 

wird, muß es zu einer Überführung
des Bergbaus in Gemeineigentum kom-
men, wie es beispielsweise in der
Verfassung des Landes Nordrhein-
Westfalen vorgesehen ist. Darum soll-
te der Gewerkschaftstag der IGBE die
sozialdemokratisch geführte Landes-
regierung von NRW auffordern, in
dieser Richtung entsprechende Maß-
nahmen einzuleiten.

Selbst auch eine Bergbau-Einheits-
gesellschaft, in der das Mitbestim-
mungsrecht der Arbeitnehmer und
ihrer Gewerkschaft gesichert ist, wäre
schon ein Fortschritt. Eine einheitliche
Bergbaugesellschaft bietet folgende
Vorteile:
S Aufsprengung der alten Felder-
grenzen unter Tage und Schaffung
optimaler Betriebsgrößen,
□ eine Förderprogrammierung unter
Berücksichtigung der volkswirtschaft-
lichen Anforderungen,
B eine durchdachte und gezielte In-
vestitionspolitik an Stelle der bisheri-
gen verzettelten Investitionen,
H optimaler Einsatz moderner Abbau-
geräte und Einrichtung einer Maschi-
schinenausgleichsstelle,
S zentrale Steuerung der Abteuf-,
Vor- und Ausrichtungsarbeiten,
a Intensivierung der Bergbaufor-
schung,
□ sinnvolle und gezielte Subventions-
politik und
□ Konzentration des Kohleverkaufs.

Durch die Bergbau-Einheitsgesellschaft,
deren Geschäftspolitik sich im Ein-
klang mit den gesamtwirtschaftlichen
Interessen vollziehen müßte, könnten

Noch im Jahre 1957 gab es im west-
deutschen Bergbau mehr als 550 000
Bergarbeiter, die in den Steinkohlen-
zechen beschäftigt waren. Gegenwär-
tig ist die Zahl der Steinkohlen-
kumpel unter die Grenze von 300 000
gesunken. Allein die Zahl der Arbei-
ter unter Tage ist mit augenblicklich
rund 190 000 nur noch halb so groß 

die Förderkosten um etwa 25 Prozent
gesenkt werden. Das würde bedeuten,
daß die inländische Kohle mit den
ausländischen Energieträgern konkur-
rieren kann, wodurch zugleich auch
der Expansion der internationalen Öl-
konzerne Grenzen gesetzt werden
könnten. Die Existenz einer einheit-
lichen Gesellschaft würde schließlich
auch die sozialen Belange der Berg-
arbeiter besser berücksichtigen und
sicherstellen, daß die vom Land Nord-
rhein-Westfalen beschlossenen Berg-
bau-Hilfen voll wirksam werden.

Parallel zur Neuordnung im Bergbau
müßte der Gewerkschaftstag der IGBE
noch einmal die bekannten, aber bis
heule unrealisiert gebliebenen kurz-
und langfristigen energiepolitischen
Forderungen der Bergarbeiter bekräf-
tigen. Dazu gehören:
□ Auflösung der Aktionsgemeinschaft
Deutscher Steinkohlenreviere,
9 Einstellung der Zahlung von Still-
legungsprämien durch Bund und Län-
der,
3 Einfuhrstopp für US-Kohle,
■ Kontingentierung der Roh- und
Heizöleinfuhren,
a Lizenzierung der Raffinerie-Neu-
bauten,
3 Gewährung einer Absatzgarantie
für den Bergbau in Höhe von 140 Mil-
lionen Jahrestonnen,
3 Subventionierung der Kokskohle,
3 Erhöhung der Kohlenbezüge durch
die Länder der Montanunion,
■ Errichtung von Kohlekraftwerken,
■ Schaffung eines Energiewirtschafts-
rates, der das Zusammenwirken aller
Energieträger koordiniert.

Die Delegierten des Gewerkschafts-
tages haben von der Mitgliedschaft
den festen Auftrag erhalten, durch
entsprechende Beschlüsse die Weichen
für eine neue Energiepolitik zu stel-
len. Von ihren Entscheidungen wird es
abhängen, ob nun auf dem Kongreß
den Schrumpfungsplänen von Ruhr-
konzernen und Bundesregierung ein
Programm der IGBE zur Erhaltung des
Bergbaus gegenübergestellt wird. B.

wie im Jahre 1957, als sie mehr als
380 000 betrug.

Trotz dieser Freisetzung von Bergleu-
ten, die gerade in der letzten Zeit in
einem besonders schnellen Tempo vor
sich ging, sind die Kohlen- und Koks-
halden in jüngster Zeit zu neuen
Rekordhöhen angeschwollen. Etwa 24
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Fast zehn Jahre Kohlenkrise

Das vergangene Jahr hat den Beschäftigten im Steinkohlenbergbau Hundert-
tausende Feierschichten mit Lohnverlust in Höhe vieler Millionen DM gebracht.
Die Lage am Beginn 1967 ist nicht besser; Stillegungen und Feierschichten
beherrschen auch in diesem Jahr wieder das wirtschaftliche Geschehen an der
Ruhr. Diese Vorgänge werfen ein bezeichnendes Licht auf einen Industriezweig,
der seit beinahe zehn Jahren ununterbrochen in der Krisensituation steht. .



Millionen Tonnen sind im Augenblick
als nicht verkäuflich aufgehaldet. In
allen Ländern der Montanunion zu-
sammengenommen sind es mehr als
doppelt soviel.

Diese Situation ist in all den Jahren
der Kohlenkrise nie besser, sondern
immer schlechter geworden. Hier wird
ganz deutlich, welche Grenzen dem
heutigen Kapitalismus in seinen Be-
mühungen nach einer Regulierung der
ökonomischen Prozesse gezogen sind.
Denn es wäre völlig falsch, lediglich
die Gegensätze zwischen den Kohle-
und Ölinteressen zu sehen. Darum
geht es nur an der Oberfläche, zumal
in zahlreichen Fällen beide Interessen
unter einem Konzerndach vereinigt
sind.

Es geht in erster Linie um den Gegen-
satz zwischen einer von volkswirt-
schaftlichen Erfordernissen bestimm-
ten nationalen Energiepolitik und ka-
pitalistischer Profitmacherei. Mit Steu-
ergeldern werden Steinkohlenzechen
stillgelegt, das Zechensterben wird zu
einem profitablen Geschäft für die pri-
vatkapitalistischen Eigentümer dieser
Bergwerke. Alle Lasten werden aber
auf die Bergleute abgewälzt. Einer
der traditionsreichsten und nach wie
vor lebenswichtigen Industriezweige
bleibt dabei im Interesse des Profits
auf der Strecke.

Ein Beispiel mag hier für viele stehen.
Die Steinkohlenzeche „Graf Bismarck",
die vor kurzem für immer ihre Tore
schloß, hat ihrer Muttergesellschaft,
der Deutschen Erdöl AG, in den letz-
ten Jahren durchschnittlich 7 bis 8
Millionen DM an Gewinn eingebracht.
Durch die Stillegung kassiert der
DEA-Konzern aber auf einen Schlag
150 Millionen DM, praktisch die Divi-
dende von 20 Jahren, und zwar in
Form der staatlichen Stillegungsprä-
mie, durch die Veräußerung seiner
Kohlenquote im Verkaufskartell und
schließlich durch den Verkauf von
Grundstücken, Gebäuden, Maschinen
und Einrichtungen.

Derartige Stillegungen konnte man
lange Zeit hindurch als völlig plan-
los bezeichnen, denn nicht selten sind
noch wenige Monate zuvor in den
dann stillgelegten Schachtanlagen um-
fangreiche Investitionen getätigt wor-
den. In letzter Zeit bemerkte man
in dieser Hinsicht sehr deutlich die
planende und ordnende Hand der ein-
zelnen Konzernverwaltungen, es wur-
den die Zechen des Konzerns zum
Sterben verurteilt, die die geringste
Leistung brachten, was die vorherige
Feststellung über den Gegensatz zwi-
schen volkswirtschaftlichen Erforder-
nissen und monopolistischer Profit-
macherei nicht abschwächt, sondern
nachhaltig unterstreicht.

Anfang November teilte die Tochter-
gesellschaft der staatlichen VEBA, die
Hibernia AG in Herne mit, daß sie
ihre Schachtanlage Möller-Rheinbaben
zum März 1967 stillegen werden; die
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Zeche Shamrock soll dann einige Mo-
nate später, aber ebenfalls noch 1967,
folgen. Damit werden allein von die-
sem einen staatlichen Unternehmen
im Laufe des nächsten Jahres 6200
Bergarbeiter freigesetzt. Das ist der
Auftakt für eine neue Stillegungs-
welle, der 1967 an der Ruhr insgesamt
30 bis 40 Millionen Tonnen Jahres-
förderung und etwa 40 000 Bergarbei-
ter zum Opfer fallen sollen. Und es
ist keinesfalls ein Zufall, daß ein
Staatsunternehmen bei dieser vorerst
letzten Runde zur „Lösung der Koh-
lenkrise" den Vorreiter macht. Denn
schließlich sind Stillegungen der we-
sentlichste Teil der Bonner Energie-
konzeption.

Wie weit dieses Konzept aber von
jedem volkswirtschaftlichen Denken
entfernt ist und sich allein am Profit-
denken der Konzerne orientiert, ist
daraus zu ersehen, daß die jetzt auf
die Sterbeliste gesetzte Zeche Möller-
Rheinbaben eine Schichtleistung je
Arbeiter unter Tage von 3,1 Tonnen
aufzuweisen hat. Damit rangiert sie
zwar im Hibernia-Konzern mit an letz-
ter Stelle. Im Rahmen des gesamten
westdeutschen Bergbaus aber gehört
sie zu den wenigen Zechen, deren Lei-
stungskurve die „Traumgrenze" von
3 Tonnen bereits überschritten hat.

Planung und Ordnung ist folglich nur
im Konzern gefragt, nicht aber in der
gesamten Wirtschaft. Und unter die-
sem Aspekt muß man auch die An-
kündigung betrachten, daß die frei-
zusetzenden Arbeiter, soweit sie das
55. Lebensjahr noch nicht überschrit-
ten haben und ein vorzeitiges Alters-
ruhegeld erhalten können, „nach Mög-
lichkeit" auf anderen Anlagen des
Hibernia-Konzerns Beschäftigung fin-
den sollen. Eine Maßnahme zur Ver-
hinderung sozialer Notlagen? Keines-
wegs, wie am 4. November ein wirt-
schaftspolitischer Kommentator der
„Welt" einschätzte: „Bergleute werden
neue Arbeitsplätze suchen und finden.
Bergmänner sind am Arbeitsmarkt be-
gehrt. Sie werden aber in ihren neuen
Betrieben andere Arbeitskräfte ab-
lösen und mehr ,Minderleisler' als bis-
her an die Arbeitsämter verweisen.“

Eine Reservearmee von freigeselzlen
Bergleuten soll also einen Druck auf
den Arbeilskräftemarkt ausüben. Lohn-
und sozialpolitische Forderungen sol-
len damit auch in anderen Industrie-
zweigen gebremst werden. Die „Tita-
nenarbeit einer radikalen Zechenstill-
legung", die bis zu den nächsten Bun-
destagswahlen im Jahre 1969 beendet
sein soll, dürfte also erhebliche Aus-
wirkungen auf die Lage aller west-
deutschen Arbeiter haben. Um so not-
wendiger ist es daher für die gesamte
organisierte Arbeiterbewegung, äu-
ßerst wachsam zu sein und eigene
Vorstellungen nicht nur zu entwickeln,
sondern auch durchzusetzen. Denn die
Gefahr ist sehr aktuell, daß den Mono-
polen ihr Plan gelingt. H. S.

Kein Silberstreif
Nach mehreren Monaten Konjunktur-
sdiwund und schließlicher Stagnation
in zahlreichen Branchen, spricht der
Bundesverband der Deutschen Indu-
strie (BDI) in seinem neuesten Lage-
bericht bereits von „Rezession in wei-
ten Bereichen" der Wirtschaft. Am
Konjunkturhimmel ist noch kein Sil-
berstreifen zu sehen. Die Diskontsen-
kung der Bundesbank und die Ver-
ringerung der Mindestreserven waren
lediglich winzige Tropfen auf einen
heißen Stein. Weitere konjunkturpoli-
tische Maßnahmen, wie die Aufstel-
lung eines Eventualhaushalles, deren
Wirkungen sich noch erst erweisen
müssen, sind aus dem Gesprächssla-
dium noch nicht heraus. Mit Gesund-
beten ist es aber nicht getan.

Nodi werden die Auftragspolster von
Woche zu Woche dünner. In der In-
vestitionsgüterindustrie, im Baugewer-
be, in der verarbeitenden Industrie,
in der Textilwirtschaft und vielen an-
deren Bereichen geht die Auftragsent-
wicklung weiter abwärts,- auch die
Produktionsergebnisse erreichen die
jeweilige Vormonatshöhe nicht mehr.
Die Arbeitslosenziffer ist von Dezem-
ber auf Januar um 250 000 gestiegen.
Die Zahl der Kurzarbeiter nimmt
ebenfalls zu. Schon sind seit dem
Herbst mehrere hundert kleine und
mittlere Betriebe mehr als üblich bank-
rott gegangen. Durch die Verweige-
rung spürbarer Lohnerhöhungen bleibt
auch von dieser Seite eine Belebung
der Inlandsnachfrage aus. Und so nährt
die Stagnation den Abwärtstrend.

Ganz offenkundig haben wir es bei
den gegenwärtigen Erscheinungen mit
den Ansätzen einer neuen zyklischen
Krise zu tun. Die nicht genutzten Über-
kapazitäten in wichtigen Industriezwei-
gen sind dafür typische Merkmale. Die
Unternehmer setzen, uni ihre Profite
zu sichern, die Arbeiter zu Hundert-
tausenden auf die Straße. Dadurch
sinkt die Kaufkraft. Weitere Produ-
tionseinschränkungen, Entlassungen,
Kaufkraftverluste usw. sind die Folge.
Die Investitionstätigkeit läßt nach und
verschärft die Lage noch weiter. Das
geht dann wie im Schneeballsystem.

Noch weiß kein Mensch, wann Regie-
rung und Unternehmer die Dinge in
den Griff bekommen werden. Darüber
kann eine Anzahl von Monaten, aber
auch ein Jahr und mehr vergehen. Die
Mehrheit der Bevölkerung, die Arbeit-
nehmer und ihre Gewerkschaften, ist
von der Mitbestimmung in der Wirt-
schaft, ihrer Existenzgrundlage, aus-
geschlossen. Diese Tatsache macht ein-
mal mehr deutlich, wie unzeitgemäß
und verhängnisvoll es ist, wenn we-
nige Wirtschaflsbosse und Monopole
allein das Steuer der Wirtschaft be-
setzt halten. Den Gewerkschaften sollte
die gegenwärtige Lage neuen Antrieb
geben, um endlich die Mitbestimmung
der Arbeitnehmer durchzusetzen -ert



Rentendynamik — und warum? Kein sozialeres Miefrecht

Die Gegner haben keine stichhaltigen Argumente

Nicht Rentendynamik, sondern Rüstung führt zum Ruin

Schon als zu Beginn des Jahres 1957, vor nunmehr zehn Jahren, die Renten-
reform durchgeführt und die dynamische Rente eingeführt wurde, stieß die
Rentendynamik auf Kritik und Widerstand, vor allem aus dem Unternehmer-
lager. Nach der dynamischen Rentenformel ergibt sich eine der Berechnungs-
größen für die Neurenten, die allgemeine Bemessungsgrundlage, automatisch
aus der Entwicklung der Löhne und Gehälter der versicherten Arbeiter und
Angestellten.

Die allgemeine Bemessungsgrundlage
ist der durchschnittliche Bruttojahres-
arbeitsverdienst aller Versicherten aus
dem dreijährigen Zeitraum vor dem
Kalenderjahr, das dem Eintritt des
Versicherungsfalles vorangegangen
ist. Für das Jahr 1967 entspricht also
die allgemeine Bemessungsgrundlage
dem durchschnittlichen Jahresarbeits-
verdienst der Jahre 1963 bis 1965. Die
laufenden Renten werden dagegen
nicht automatisch der Lohn- und Ge-
haltsentwicklung angepaßt. Es bedarf
dazu jeweils eines Gesetzes. Die
Rentengesetze bestimmen, daß ihre
Anpassung an die allgemeine Bemes-
sungsgrundlage so erfolgen soll, daß
dabei der Entwicklung der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit und der Pro-
duktivität sowie den Veränderungen
des Volkseinkommens je Erwerbs-
tätigen Rechnung getragen wird.

Die dynamische Rente ist den Forde-
rungen und dem Drängen der Gewerk-
schaften und Rentnerverbände zu dan-
ken. In dem von der Adenauerregie-
rung vorgelegten ersten Gesetzent-
wurf für die Rentenreform war ledig-
lich vorgesehen, daß alle fünf Jahre
eine Überprüfung statlfinden sollte,
ob und in welchem Umfang die Ren-
ten zu erhöhen seien. Gewerkschaften
und Rentneiverbände forderten aller-
dings auch für die laufenden Renten
eine automatische Anpassung an die
Löhne und Gehälter.

Seit der Renlenreform sind die laufen-
den Renten jetzt neunmal mit einjäh-
rigem Rückstand der allgemeinen Be-
messungsgrundlage und damit —wenn
auch mit dreijährigem Rückstand —
der Entwicklung der Löhne und Gehäl-
ter angepaßt worden. Jede Renten-
anpassung war von heftigen Attacken
der Unternehmerverbände und ihrer
Organe sowie ihnen nahestehender
CDU-, CSU- und FDP-Politiker gegen
die Rentendynamik begleitet. Bei der
jetzt durchgeführten 9. Rentenanpas-
sung aber haben die Angriffe gegen
die Rentendynamik ihre bisher größte
Massivität erreicht und Eingang in die
Regierungserklärung des neuen Kabi-
nettchefs Kiesinger gefunden (s. „An-
griffe auf Rentendynamik", NA 1/
1967).

Die Gegner der Rentendynamik be-
haupten, die Anpassung der Renten
an die Lohn- und Gehaltsentwicklung
müsse zum finanziellen Ruin der

Rentenversicherung führen. Dieses Ar-
gument ist so alt wie die dynamische
Rente selbst. In den zu den ersten
Rentenanpassungen erstatteten Gut-
achten des Sozialbeirates war bereits
für die letzten Jahre ein Defizit bei
den Rentenversicherungsanstalten vor-
ausgesagt worden. Die Praxis hat je-
doch diese pessimistischen Prognosen
widerlegt. In den zehn Jahren seit
der Rentenreform hat sich das Ver-
mögen der Rentenversicherung rund
verdreifacht, nämlich von 9 auf mehr
als 27 Milliarden DM.

Diese positive Entwicklung der Finan-
zen der Rentenversicherung — so wird
von den Gegnern der Rentendynamik
erklärt — werde sich aber in den
nächsten Jahren nicht forlsetzen. Ein-
mal wegen des ansteigenden „Renten-
berges", der stärkeren Zunahme der
Rentner im Verhältnis zu den Ver-
sicherten, zum. andern wegen der Sta-
gnation und des Rückgangs in der
Entwicklung der Wirtschaft, der Be-
schäftigtenzahl und der Löhne und
Gehälter. Man rechnet damit, daß 1974
48 Versicherten- und Witwenrentner
auf 100 Pflichtversicherte kommen,
während es 1965 41 waren. Diese un-
günstige Entwicklung müßte zu einer
starken Erhöhung der Beitragssätze
führen, wenn die Rentendynamik nicht
abgestoppt würde, erklären die Geg-
ner der Rentendynamik weiter, und
damit würde die Sparfähigkeit der
Arbeiter und Angestellten und der
Zufluß zu dem für die weitere Ent-
wicklung der Wirtschaft entscheiden-
den Kapitalmarkt erheblich einge-
schränkt. Auch der Abbau der Reser-
ven der Rentenversicherung würde
sich ungünstig auf den Kapitalmarkt
auswirken.

Wenn sich das Verhältnis zwischen
der Zahl der Rentenbezieher und der
Versicherten in den nächsten Jahren
ungünstig entwickelt, so ist das nicht
nur darauf zurückzuführen, daß die
Menschen heute dank des Fortschrit-
tes der Medizin älter werden, sondern
ebensosehr auf die erhöhte Beanspru-
chung der arbeitenden Menschen im
Produktionsprozeß und die deshalb
gefährlich angestiegene Frühinvalidi-
tät. Dazu kommt, daß sich in starkem
Maße die Folgen der beiden Welt-
kriege auswirken. Durch die hohen
Menschenverluste fehlen der Renten-
versicherung zur Zeit 3 Millionen Bei-

Wohnungsbauminister Lauritzen, SPD,
wurde vom Chef des Kabinetts der
Großen Koalition, Kiesinger, öffent-
lich getadelt, weil er es gewagt hat,
für eine stärkere Förderung des so-
zialen Wohnungsbaus und die Ver-
zögerung des Inkrafttretens der letz-
ten weißen Kreise und die damit ver-
bundene Aufhebung des Mieterschut-
zes einzutreten. Sicher geht es hier
nicht nur um die Wahrung der Richt-
linienkompetenzen Kiesingers, der da-
mit recht eindeutig klarstelle, wer in
der Großen Koalition den Ton angibt,
sondern die Richtung, in der Lauritzen
seine Überlegungen anstellte, paßt
offensichtlich nicht in das antisoziale
Konzept von Kiesinger, Strauß und
Schröder.

Wo aber stehen die übrigen SPD-
Minister und die SPD-Bundestagsfrak-
tion? Auf der Seite von Lauritzen?
Dann hätte zumindest die SPD-Frak-
tion die Möglichkeit, eine den Vor-
stellungen von Lauritzen entsprechen-
de Vorlage im Bundestag einzubrin-
gen und dafür die Gewerkschaften,
Mieterverbände usw. zu gewinnen,
oder auf der Seite der CDU/CSU? Das
bisherige Schweigen zu der Zurecht-
weisung Lauritzens durch den CDU-
Kanzler ist keine positive Antwort
auf diese Frage.
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tragszahler, und Millionen Renten an
Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene
müssen seit Jahrzehnten vorzeitig ge-
zahlt werden.

Auch die Stagnation unserer Wirt-
schaft und der Rückgang der Beschäf-
tigtenzahl — ein weiterer Grund für
die ungünstige Entwicklung — ist
weder von den Rentnern noch von
den Versicherten zu verantworten,
sondern allein von einer Regierung,
die ihre Politik dem Rüstungswahn-
sinn und den Profitinteressen der In-
dustrie- und Bankenkonzerne unter-
ordnet. Die daraus folgernden ungün-
stigen finanziellen Auswirkungen
müßten daher gerechterweise nicht
durch eine Erhöhung der Beitrags-
sätze, sondern der Bundeszuschüsse
zu den Ausgaben der Rentenversiche-
rung ausgeglichen werden.

Die Gegner der Rentendynamik aber
wollen diese Bundeszuschüsse redu-
zieren und am liebsten ganz abbauen.
Um dafür Unterstützung zu finden,
bezeichnen sie die Bundeszuschüsse
als Subventionen. Abgesehen davon,
daß die Unternehmer natürlich gar
nichts dagegen haben, wenn sie selbst
für ihre Privatuntemehmen aus
Steuermitteln recht kräftige Subven-
tionen erhalten, ist es falsch und ver-
logen, die Zuschüsse des Staates zu
den Ausgaben der Rentenversicherung
mit Subventionen gleichzusetzen. Die-
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se Zuschüsse ergeben sich nicht zu- |
letzt aus der Fürsorgepflicht, die jeder ’
Kulturstaat gegenüber seinen alt oder
erwerbsunfähig gewordenen Bürgern
oder deren Hinterbliebenen hat, die
er ohne das Vorhandensein einer
Rentenversicherung ganz (im Rah-
men der öffentlichen Fürsorge oder
Sozialhilfe) unterhalten müßte, weil
es den Arbeitern auf Grund ihres ge-
ringen Verdienstes nicht möglich ist, i
für Alter, Erwerbsunfähigkeit oder ;
Tod auch nur annähernd ausreichende
Vermögensrücklagen anzusammeln.

Auch das Argument der Gegner der .
Rentendynamik, höhere Bundeszu- *
schüsse zur Rentenversicherung könn-
ten nur durch Steuererhöhungen finan- 1
ziert werden, entspricht nicht den
Tatsachen, denn einmal würden ge-
nügend Mittel frei, wenn die Regie-
rung sich dazu verstehen würde, ihre
Ausgaben für Rüstung einzuschränken
und die Unterstützung der USA in
ihrem Krieg gegen Vietnam sowie die
Aufwendungen für die Notstands-
gesetzgebung einzustellen. Zum ande-
ren aber wäre eine Steuererhöhung
zu Lasten der hohen Gewinne und
Vermögen immer noch sozial gerech-
ter als die einseitige Belastung der
Rentner durch einen wie immer ge-
arteten Rentenstopp und der Arbeiter
und Angestellten durch die Erhöhung
der Beitragssätze.

Bei jetzt abflachender Lohn- und Ge-
haltssteigerung werden die Renten
stärker als die Verdienste steigen.
Das ist aber nur eine vorübergehende
Erscheinung, durch die das jahrelange
Zurückbleiben der Renten hinter den
Löhnen und Gehältern vielleicht etwas
ausgeglichen wird. Immerhin haben
in der Bundestagsdebatte zum 9. Ren-
tenanpassungsgesetz selbst CDU-Ar-
beitsminister Katzer und der CDU-
Abgeordnete Stingl zugegeben, daß
das bei der Rentenreform 1957 pro-
klamierte Ziel — 60 Prozent des Ar-
beitsverdienstes als Rente nach einem
erfüllten Arbeitsleben — nicht erreicht
worden ist. Es sind zur Zeit noch
nicht einmal 50 Prozent des Arbeits- |
Verdienstes, während Gewerkschaften
und Rentnerverbände 75 Prozent
fordern.

Schließlich wird von den Gegnern der
Rentendynamik behauptet, die Wei-
terführung der Rentendynamik über-
steige und gefährde die Leistungs-
fähigkeit unserer Wirtschaft. Darum
fordern sie, die Entwicklung der Ren-
ten nicht mehr mit der der Löhne und
Gehälter, sondern mit der der Produk-
tivität zu koppeln. Bekanntlich verlan-
gen die Unternehmer das gleiche, aber
auch für die Löhne und Gehälter. Mit
Recht wird das von den Gewerkschaf-
ten zurückgewiesen, weil damit die
ungerechte Vermögens- und Einkom-
mensverteilung in der Bundesrepublik
zementiert würde. Das gilt natürlich
ebenso, wenn nicht noch mehr, für die
Rentner, deren Anteil am wirtschaft-
lichen Gesamtprodukt auch in den
letzten zehn Jahren trotz Renten-
anpassungen weiter zurückgegangen
ist A. Böpple

Riesensummen für die Werbung

Wie das Münchener Ifo-Institut errech-
net hat, hat die Wirtschaft und haben
Vereine und Organisationen in der
Bundesrepublik im letzten Jahr rund
31 Milliarden DM für Werbung aus-
gegeben. Das sind 10 Prozent mehr
als 1965. Diese 13 Milliarden sind
etwa 4 Prozent des gesamten Volks-
einkommens, 6 Prozent der Brutto-
lohn- und -gehaltssumme, 18 Prozent
des Bundeshaushaltes für das lau-
fende Jahr und rund zwei Drittel des
Rüstungsetats. Ebenfalls könnte man
mit den 13 Milliarden die Bonner
Etatsorgen für 1967 gleich zwei- bis
dreimal beheben.

Es stellt sich die Frage, ob Werbung
in diesen Dimensionen noch toleriert
werden darf. Sie läßt nämlich auf
überhohe Unternehmergewinne schlie-
ßen, die man in die Reklame stopft,
damit sie nicht von den Finanzämtern
„weggesteuert" werden können. Im
übrigen hat die heutige Werbung
nichts mehr mit der ursprünglichen
Aufgabe, die Verbraucher aufzuklä-
ren und auf Produkte aufmerksam zu
machen, zu tun. Aufgabe der „moder-
nen" Werbung, wie sie jetzt prak-
tiziert wird, ist es, die Käufer mit
Äußerlichkeiten zu irritieren und nach
allen Regeln einer skrupellos ange-
wandten Psychologie zum Kauf zu
verleiten.

Moderne Analphabeten

In einem Kommentar zu der Nach-
richt, daß der Deutsche Industrie- und
Handelstag durch eine repräsentative
Umfrage die geistigen „Lücken" in
der Bundesrepublik feststellen will,
schrieb die ZEIT, der früher in aller
Welt geachtete Begriff „Made in Ger-
many" werde nicht von der angeblich
mangelhaften „Arbeitsmoral" bedroht,
sondern von dem absinkenden Bil-
dungsstand in der Bundesrepublik.

Noch vor Jahrzehnten kam ein hoher
Prozentsatz der Nobelpreisträger aus
Deutschland. Heute laufen wir Gefahr,
bezüglich der Bildung auf das Niveau
eines Entwicklungsstaates abzustei-
gen. Zwar kann sich der Bildungs-
stand gegenüber der Vergangenheit
gehalten oder gar erhöht haben, aber
im Verhältnis zu Ländern gleicher
wirtschaftlicher und industrieller Stufe
und gleicher Gesellschaftsstruktur ist
die Bundesrepublik zweifellos nicht
mehr mitgekommen.

Wenn rund ein Fünftel aller Schüler,
die die Grundschule verlassen, nur
über eine mangelhafte Kenntnis in
der Rechtsdireibung verfügt und der
gleiche Prozentsatz über unzureichende
Fähigkeiten im Redinen, dann kann
man nicht daran zweifeln, daß mit der
Bildungspolitik in der Bundesrepublik
kein Staat zu machen ist. Wenn die

Bundesregierung einen hohen Anteil
des Bundesetats für die Rüstungs- und
Notstandspolitik vergeudet, fehlen
natürlidi die Mittel, um Schulen zu
bauen, moderne Lernmittel anzuschaf-
fen, die notwendigen Lehrkräfte her-
anzubilden und ihrer wichtigen Auf-
gabe entsprechend zu besolden.

Dazu gehören selbstverständlich eine
den Notwendigkeiten der technischen
Umwälzung unserer Zeit entsprechende
Bildungspolitik und das Bildungsziel
ebenso wie die Ausschöpfung der
Begabtenreserve aus allen Schichten
der Bevölkerung, das heißt also: die
von den Gewerkschaften auf zahllosen
Kongressen und Konferenzen immer
wieder geforderte Liquidierung des
„Bildungsmonopols" der reichen Leute.

Datenverarbeitung in der DDR

Beim „Ministerium für Elektrotechnik
und Elektronik" ist ein „Staalssekre-
tariat für Datenverarbeitung" gebildet
worden. Leiter des Staatssekretariats
ist Dipl.-Ing. Günter Kleiber. Auch das
hängt damit zusammen, daß die Wirt-
schaft der DDR in ein neues Entwick-
lungsstadium getreten ist. Das neue
Wirtschaftssystem der Planung und
Leitung, das produktionsgerechte Prei-
se vorschreibt und den Betrieben grö-
ßere Rechte zuweist, fordert den opti-
malen Einsatz vorhandener Kapazi-
täten. Zu diesem Zwecke werden über
das gesamte Gebiet der DDR Rechen-
stationen errichtet, die im Staatssekre-
tariat koordiniert und von diesem
Amt auch angeleitet werden.

Zunächst werden in industriellen Bal-
lungsgebieten, so in Dresden, Erfurt
und Berlin, solche Zentren aufgebaut.
Im Gebiet Erfurt werden in Groß-
betrieben vier solcher Maschinen ar-
beiten. Den Rechenzentren steht eine
„Arbeitsgruppe Datenverarbeitung",
die sich aus Wissenschaftlern und
Männern der Wirtschaft zusammen-
setzt, beratend zur Seite. Das „Insti-
tut für Datenverarbeitung", eine zen-
trale wissenschaftliche Einrichtung, ist
federführend für die Ausarbeitung der
Programme. Es ist geplant, weitere
Rechenstationen in der zentral gelei-
teten Industrie aufzubauen; später
sollen auch bezirksgeleilete Betriebe
angeschlossen werden. Das Netz wird
sich allmählich über das gesamte Ge-
biet der DDR erstrecken und unter-
einander verbunden sein.

Besondere Probleme stellt die Beset-
zung der Zentren mit wissenschaftlich
ausgebildeten Fachkräften. Bis 1970
werden mehr als 4000 Hochschulkräfte
benötigt, außerdem werden etwa 5000
Fachschulkräfte gebraucht. Ein „Zen-
trales Schulungszentrum" wird für den
nötigen Nachwuchs Sorge tragen. Eine
Rechenanlage eigener Produktion be-
nötigt 20 Hochschul- und Fachschul-
kräfte, weiterhin wird die gleiche An-
zahl von technischen Fachkräften mit
Spezialausbildung für den Betrieb
einer Anlage erforderlich sein.
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Eindrücke von der Reise in die UdSSR

Im November 1966 hat der Deutsche Gcwerkschaftsbund eine erste Studiendelegation in die Sowjet-
union entsandt. Ihr gehörten die Mitglieder des geschäftsführenden DGB-Bundesvorstandes Reuter
und Stephan an, ferner die Gewerkschaftsvorsitzenden Gefeller (Chemie - Papier - Keramik), Vater
(Holz) und Viethcer (Handcl-Banken-Vcrsicherungen) sowie die Gewcrkschaftsrcdakfcurc Helbing
(„Die Quelle") und Stotz („druck und papier"). Der DGB-Bundesvorstand hat seinerseits eine sowjeti-
sche Gewerkschaftsabordnung zu einem Gegenbesuch in die Bundesrepublik eingeladcn, der gegen-
wärtig vorbereitet wird; ebenso hat Wilhelm Gefeller eine Delegation der sowjetischen Chemie-
Gewerkschaft zu einem Besuch der Bundesrepublik eingeladen. Seit ihrer Rückkehr haben die Dclc-
gationsmitglicder des DGB in verschiedenen Zeitungen ihre Eindrücke geschildert und durchweg die
Nützlichkeit solcher Kontakte unterstrichen. Wie aus diesen Berichten zu ersehen ist, hat bereits
die erste Begegnung mit der sozialistischen Wirklichkeit genügt, um eine Reihe von Vorurteilen und
Fehleinschätzungen zu korrigieren. Im Folgenden bringen wir einige Auszüge aus solchen Artikeln
und Stellungnahmen.

Gute Einrichtungen

und Errungenschaften

.Als erste Bilanz dieser Reise muß feslgehalten
werden, daß in den letzten Jahren — bei allen
Mängeln, die bei dieser Reise auch festgestellt
werden konnten und noch bestehen - ungeheuer
viel geleistet und erreicht werden konnte Und
sicherlich wird man in den kommenden Jahren
noch manche überraschende Meldung in wirt-
schaftlicher Beziehung aus der Sowjetunion zu
registrieren haben. - Meine Kollegen und ich
sind mit der Überzeugung noch Hause gefahren,
daß es sich lohnt, solche Begegnungen durchzu-
führen. Objektivität ist dabei von beiden Seiten
aus die Grundvoraussetzung.

Man darf weder mit Vorurteilen und vorgefaßten
Meinungen eine solche Reise antreten, noch darf
man sich durch die bestehende Unterschiedlich-
keit der Systeme davon abhalten lassen, gute
Einrichtungen und Errungenschaften, die der an-
der hat, anzuerkennen und, wenn Möglichkeiten
dazu bestehen, für die eigene Arbeit zu über-
nehmen. — Man hat sich in der Sowjetunion über
unser Lob gefreut, man hat unsere offene Kritik
geschätzt und akzeptiert. Wir haben viele füh-
rende Persönlichkeiten der sowjetischen Gewerk-
schaften kennengclernt und festgestellt, daß ste
gleich uns eine echte Begegnung suchen und zu
schätzen wissen. Ich hoffe, daß der Gegenbesuch
der Delegation des Zentralkomitees der sowjeti-
schen Gewerkschaften genausogut verlaufen wird
wie der Besuch der deutschen Gewerkschafter in
ihrem Lande."

(Günter Stephan in „Westfälische Rundschau”,
13. 12. 1966)

Vorurteile werden abgebaut

„Ich halte die Kontakte mit der
Sowjetunion - und hier speziell

14» mit den sowjetischen Gewerk-
1^ schäften — nicht nur für nützlich,

sondern auch für unbedingt
wichtig. Zunächst einmal ist den
Delegationen von und nach drü-

ben Gelegenheit gegeben, eine Reihe scheinbar
zementierter Vorurteile abzubauen; denn mit zum
Teil antiquierten Vorurteilen kann man keine
Politik der Völkerverständigung und -Versöhnung
betreiben." 

„Die Besuche sollen auch auf andere Ostblock-
lände'ausgedehnt werden, und es ist eine Selbst-
verständlichkeit, daß unsere Besuche nach drü-
ben auch von entsprechenden Delegationen in
die Bundesrepublik erwidert werden; denn auch
drüben ist man begierig, unsere Lebensbedin-
gungen und gesellschaftlichen Einrichtungen ken-
nenzulernen. Dazu möchte ich gleich bemerken,
daß ich von unserem Hauptvorstand legitimiert
war, eine Delegation der sowjetischen Chemie-
und Petroleumarbeiter-Gewerkschaft einzuladen.
Das habe ich getan, und wir können mit dem
Besuch im Monat Mai 1967 rechnen. Dieses ist
dann eine direkte Begegnung von Fachgewerk-
schaften. Wir rechnen damit, daß eine Delega-
tion aus unserem Organisationsbcreich noch im
nächsten Jahr den sowjetischen Besuch erwidert.
Was Einladungen nach anderen Ostblockländern
- z. B. CSSR und Polen — betrifft, so werden wir
dazu in der Januar-Sitzung des Hauptvorstandes
Stellung nehmen. Es ist damit zu rechnen, daß
auch hier eine ähnliche Kontaktaufnahme er-
folgt.”

.Wir können die Begegnungen zwischen den Ge-
werkschaften intensivieren und im politischen
Raum dafür eintreten, daß auch auf Regierungs-

ebene eine Entspannungspolitik mit all den not-
wendigen Konsulats- und diplomatischen Be-
ziehungen angepackt wird.”

(Aus einem Interview Wilhelm Gcfellers mit der
.Gewerkschaftspost”, Januar-Nummer 1967.)

Echte Gewerkschaftsarbeit

.Es gibt auch in der sowjeti-
sehen Wirtschaft aller Ideologie

I zum Trotz, Interessengegensätze
J J zwischen den Beschäftigten und

den Werkleitungen, und hier
v/erden die Betriebsgewerkschaf-
ten, aber auch die übergeordne-

ten gewerkschaftlichen Organe, durchaus gewerk-
schaftlich in unserem Sinne tätig. Angehörige
einer Werkleitung, die das Vertrauen der Be-
triebsgewerkschoften und damit der Belegschaft
(die die Gewerkschaftsgruppe wählt) verloren
haben, müssen entlassen werden.

Dies ist eine Regierungsverordnung aus der Zeit
nach Stalin. Die Gewerkschaften wirken ferner
mit an der Aufstellung der Arbeitsnormen und
der betrieblichen Produktions und Investitions-
pläne. Ihr Zentralrat hat auf höchster Ebene
einen durchaus ernst zu nehmenden Einfluß auf
die Gestaltung der staatlichen Fünfjohrespläne,
aber auch auf das Sozialrecht und das Arbeits-
recht. In diesen Bereichen kann durchaus von
einer echten Mitbestimmung gesprochen werden.”
(Eugen Stotz in .druck und papier”, Nr. 26/1966.)

Die Begegnungen forfsefxen

.Die Gewerkschaften sind mit
H unseren Gewerkschaften nicht zu

vergleichen. Was bei uns der
Betriebsrat ist, stellt in der So-
wietunion die Betriebsgewerk-
schaftsleitung dar. Die Betriebs-
gewerkschaftsleitung wird durch

die Gewerkschaftsmitglieder im Betrieb gewählt.
Bei einer bestimmten Betriebsgröße - man spricht
von 700 Arbeitnehmern — wird der Vorsitzende
der Betriebsgewerkschaftsleitung freigestellt und
wird somit aus der Gehaltslistc des Betriebes
herausgenommen. Seine Bezahlung übernimmt
dann die Gewerkschaft. In der Regel bezieht der
Vorsitzende der Betriebsgewerkschaftsleitung,
zumindest bei größeren Betrieben, 75 Prozent des
Gehaltes eines Direktors. Der Einfluß der Be-
triebsgewerkschaftsleitung auf den Betrieb ist
außerordentlich groß. Seine Hauptaufgabe be-
steht jedoch in der Erfüllung der Pläne und in
der Erhöhung der Produktion. Selbstverständlich
achtet die Betriebsgewerkschaftsleitung auch auf
die Einhaltung der Schulzbestimmungen für die
Beschäftigten Tarifverträge gibt es nicht, da
die Löhne, wie bereits gesagt, vom Staat fest-
gelegt sind . . .
Ich halte den Gedankenaustausch zwischen den
Gewerkschaften in der Sowjetunion und der
Bundesrepublik für fruchtbar Aus diesem Grunde
sollten die Begegnungen fortgesetzt werden.
Hierbei ist davon auszugehen, daß die politi-
schen Systeme nicht miteinander vergleichbar
sind, und es sollte kein Zweifel darüber ge-
lassen werden, daß wir das kommunistische Herr-
schaftssystem ablehnen. Es ist auch festzustellen,
daß die Aufgaben der Gewerkschaften beider
Länder keinen Vergleich zulassen und daß wir
in der Bundesrepublik keine Gewerkschaftsbe-
wegung wünschen, die unter der Obhut und Auf-
sicht einer Partei steht."
(Heinz Vietheer in „Ausblick”, Januar-Nr. 1967.)

Keine Zwangsorganisafion

.Eines wird jedem Besucher sehr
schnell klar: die Tätigkeit der

M OiPj Gewerkschaften in der Bundes-
1fllTyJ republik und in der Sowjetunion

ist nicht vergleichbar, weil die
politischen Systeme nicht zu ver-
gleichen sind. Im Rahmen des

sowjetischen Gesellschaftssystems haben die Ge-
werkschaften in den Betrieben weitreichende
Mitbestimmungsrechte. Praktisch sind ohne sie
keine Entscheidungen möglich. Als Gegenleistung
wird dafür von innen verlangt, als ein Organ
der Staatsführung die ökonomischen Planziele
durchzusetzen. Sie sind für die Produktion und
die Produktivität verantwortlich. Und der Steige-
rung der Produktion und der Produktivität wer-
den alle anderen Überlegungen untergeordnet.
Die sowjetischen Gewerkschaften sind keine
Zwangsorganisationen, die Mitgliedschaft ist
freiwillig. Die Zugehörigkeit zur Gewerkschaft
ist jedoch für die Arbeitnehmer selbstverständ-
lich, nicht zuletzt deshalb, weil die Gewerkschaf-
ten über die Einrichtungen der Sozialversiche-
rung verfügen und ihren Mitgliedern handfeste
materielle Vorteile bieten können Für die Be-
völkerung hat dieses System seit Kriegsende
einen ständig steigenden Lebensstandard ge-
bracht. Die rund 80 Millionen Berufstätigen —
darunter 50 Millionen Frauen - rechnen damit,
daß diese Entwicklung anhält.”

(Horst Helbing in .Welt der Arbeit", 2.12. 1966.)

Nicht die letzten kalten Krieger sein

.Dieser Reise waren hartnäckige
a Diskussionen, die sich übereinen

längeren Zeitraum hinzogen, vor-
ausgegangen. Wenn die Befür-
werter der Ostkontakte schließ-

•'*““*'* lieh die Mehrheit des Bundes-
vorstands für sich zu gewinnen

wußten, dann wohl allein deshalb, weil die
Spannung zwischen den beiden weltpolitischen
Machtblöcken sich merkbar verringert hat. Die
westdeutschen Gewerkschaften, die lange zöger-
ten, ehe sie den Beschluß zur Kontaktaufnahme
faßten, konnten auf eine Reihe von befreunde-
ten Gewerkschaften im IBFG hinweisen, die seit
Jahr und Tag Besucherdelegationen mit den Ost-
block-Ländern austauschen. Die im DGB vereinig-
ten Gewerkschaften hatten keine Veranlassung,
das Odium, die letzten kalten Krieger sein zu
wollen, auf sich silzenzulassen. Wie man hört,
sollen die Besuche, die ausschließlich nach dem
Prinzip der Gegenseitigkeit vereinbart werden,
auch auf andere Länder, nicht aber auf die
DDR, ausgedehnt werden Von diesem Besucher-
austausch sollte niemand Wunder erwarten. Sie
werden genauso ausbleiben wie bei der Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen der Bundes-
republik zu Rumänien oder der Tschechoslowa-
kei. Die Gewerkschaften können die dortigen
Verhältnisse nicht ändern. Sie könnten günsti-
genfalls das Klima, von dem, wie wir wissen,
viel abhängen kann, verbessern helfen. Und
wenn es nur dies wäre, so hätten die Ostkon-
takte sich schon gelohnt.”

(Aus einem Kommentar in .Deutsche Posl",
zweites Januar-Heft 1967.)

Endlich Friedenspolitik betreiben

.Die sowjetischen Gewerkschaften nehmen eine
andere Stellung ein als die Gewerkschaften in
der Bundesrepublik Deutschland. In der Bundes-
republik haben wir immer noch ein kapitalisti-
sches System, und die Gewerkschaften haben
dort einen harten Kampf zu führen, damit der
Arbeiter seinen Lohn für seine Arbeit bekommt,
damit er seinen Urlaub bekommt, damit er der
sozialen Leistungen teilhaftiq wird, und ich
glaube, daß wir in der Bundesrepublik diesbe-
züglich auch viel erreicht haben . . .

Die Arbeiter der beiden Länder, der Sowjetunion
und der Bundesrepublik, sind doch letztlich die-
jenigen, die unter den zwei großen Weltkriegen
am stärksten gelitten haben. Und weil das so
ist, glaube ich, sollten wir von Mensch zu Mensch
und von Volk zu Volk sprechen, um imperia-
listische Tendenzen, die in der Politik leider im-
mer noch eine Rolle spielen, abzubauen und
endlich zu einem Frieden für alle Menschen zu
kommen . . ."

(Waldemar Reuter, Leiter der DGB-Delegation,
am Schluß der Reise zu einem Korrespondenten
der sowjetischen Nachrichtenagentur APN.)
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TERMIN

KALENDER

■ 22. Februar
Gewerkschaftstag 1967 der IG Berg-
bau und Energie in Bonn.

■ 31. März
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
1,7 Millionen Arbeiter und Ange-
stellte im Bauhauptgewerbe künd-
bar.

■ 31. Mai
Tarifverträge für 40000 Beschäftigte
der Eisen- und Stahlindustrie im
Saargebiet kündbar.

■ 30. Juni
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
rund 3,8 Millionen Beschäftigte in
der metallverarbeitenden Industrie
der Bundesrepublik kündbar, in
Bayern zum 30. September.

■ 31. Juli
Lohn- und Gehaltstarifverträge für
über 2 Millionen Beschäftigte im
öffentlichen Dienst, bei Bundesbahn
und Bundespost kündbar.

■ 31. August
Tarifverträge für über 200 000 Be-
schäftigte im graphischen Gewerbe
kündbar.

■ 30.—31. Oktober
Außerordentlicher Gewerkschafts-
tag der IG Chemie-Papier-Keramik
zu Satzungsfragen in Hannover

Gewerkschaft Leder kündigt Tarife

Die Gewerkschaft Leder hat nach zwei-
tägigen Beratungen der Tarifkommis-
sion beschlossen, die am 28. Februar
ablaufenden Lohn- und Gehaltstarif-
verträge für die rund 95 000 Beschäf-
tigten in der Schuhindustrie zu kün-
digen. Hinsichtlich der Lohnerhöhun-
gen wurden, wie die Gewerkschaft er-
klärte, noch keine konkreten Forde-
rungen aufgestellt.

Zu guter Letzt:

Bundespräsident Lübke hat es für
richtig gehalten, der Verleihung eines
französischen Ordens an Frau Prof.
Klara Faßbinder, den sie für ihre
Claudel-Übersetzungen von der fran-
zösischen Regierung bekommen sollte,
seine Zustimmung zu verweigern.

Zu gleicher Zeit wurde dem Aufsichts-
ratsvorsitzenden der Badischen Anilin-
und Sodafabriken, Prof. Wurster, einem
ehemaligen Wehrwirtschaftsführer Hit-
lers und Träger des Ritterkreuzes zum
Kriegsverdienstkreuz, in Mannheim
der Schiller-Preis verliehen.

Und da wundern wir uns, daß das
Ausland uns noch immer nicht glaubt,
daß wir über den intelligentesten Prä-
sidenten verfügen und die Vergangen-
heit bewältigt haben.
20

USA spüren den Viefnamkrieg

Nach einer Mitteilung der deutsch-
amerikanischen Handelskammer haben
die USA 1966 für rund 1,85 Milliarden
Dollar Waren aus der Bundesrepublik
eingeführt. Das entspricht gegenüber
dem Vorjahr einer Steigerung um
29 Prozent. Demgegenüber belief sich
die Ausfuhr von Waren von den USA
in die Bundesrepublik auf rund 2,3
Milliarden Dollar. Damit erzielten die
USA einen Exportüberschuß von 450
Millionen Dollar.

Ob der Anstieg der Wareneinfuhr der
Bundesrepublik in die USA auch in
diesem Jahr anhalten wird, muß nach
der jüngsten Entwicklung der amerika-
nischen Wirtschaft bezweifelt werden.
Zu Beginn dieses Jahres sind gefähr-
liche Dämpfungserscheinungen in den
USA zu erkennen, und der Automobil-
absatz hat sich in den ersten Wochen
des neuen Jahres gegenüber der ver-
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gleichbaren Vorjahreszeit um 25 Pro-
zent verringert. Eine nachhaltige Dämp-
fung der Bau- und Automobilindustrie
wird sich nach Meinung vieler ameri-
kanischer Fachleute sehr schnell auf
die Stahlindustrie und andere Wirt-
schaftszweige ausdehnen. Allerdings
rechnen Wirtschaftswissenschaftler in
den USA für das Jahr 1967 noch ein-
mal mit einem Wachstum von 4 Pro-
zent.

Es ist offensichtlich, daß die wachsen-
den Ausgaben für den unmoralischen
Krieg der Amerikaner in Vietnam im-
mer stärkere Folgen für die US-Wirt-
schaft haben. Das zeigt sich nicht zu-
letzt an der 6prozentigen Erhöhung der
Einkommen- und Körperschaftssteuer,
mit der die amerikanische Regierung
die Bevölkerung neu belasten will.
Während aber noch vor einem Jahr
Steuererhöhungen in den USA ohne
größere Schwierigkeiten zu verkraften
gewesen wären, werfen sie heute, nach
Abkühlung der Konjunktur und schwä-
cher werdender privater Nachfrage,
gefährliche Probleme auf. Jedenfalls
deutet sich schon jetzt an, daß der mit
viel Propaganda von Präsident John-
son verkündete Plan der „Großen Ge-
sellschaft" infolge des Vietnamkrieges
nicht verwirklicht werden kann. Was
das aber heißt, kann man nur ermes-
sen, wenn man weiß, daß jeder fünfte
US-Bürger nach der amtlichen Statistik
weniger als zwei Dollar pro Tag ver-
dient. Die Binnenkaufkraft des Dol-

lars entspricht in den USA etwa dein
Werl von zwei DM. Die angeblich
reichste Nation der Well zählt danach
in ihrer Gesellschaft 34 Millionen
Menschen, die in Armut leben.

Die Kongreß-Botschaft des Präsidenten
hat keinen Zweifel daran gelassen,
daß die Periode wirtschaftspolitischer
Unstabilität in den USA weiter anhal-
ten wird und es keine Anzeichen dafür
gibt, daß die US-Wirtschaft einen bal-
digen Aufschwung erleben wird, -eg-

„Machfsfrukfuren

des heutigen Kapitalismus”

Unter diesem Thema veranstaltet die
Zeitschrift „Marxistische Blätter" in
der Zeit vom 7. bis 9. April 1967 in
Frankfurt a.M. eine Wissenschaftliche
Tagung. Die Konferenz will grund-
legende Fragen des gegenwärtigen
Kapitalismus aus marxistischer Sicht
erörtern und Alternativen vorschlagen.
An der Arbeit der Konferenz werden
sich bekannte marxistische Wissen-
schaftler aus Frankreich, Italien, Öster-
reich, der UdSSR, England, der DDR
sowie aus anderen europäischen Län-
dern beteiligen.

Das Programm der Tagung sieht drei
Hauptreferale vor: Prof. Dr. Maurice
Dobb, Cambridge: „Wirtschaftswachs-
tum und Produktionsverhältnisse des
heutigen Kapitalismus" ; Prof. Dr. Die-
ter Klein, Berlin/DDR: „Konzernmacht,
Unternehmerverbände und Staat“; Dr.
Heinz Schäfer, Darmstadt: „Staatliche
Wirtschafts- und Konjunkturpolitik
und Alternativen der Arbeiterbewe-
gung".

Die Teilnahme an der Konferenz emp-
fiehlt sich nicht nur für Wissenschaft-
ler, sondern auch für Journalisten, Ge-
werkschaftsfunktionäre, Betriebsräte,
Studenten und andere Persönlichkei-
ten, die an der Klärung von Grund-
fragen unserer Zeit interessiert sind.
Zur Deckung der Unkosten wird ein
Teilnehmerbeitrag von 10 DM (für Stu-
denten 5 DM) erhoben.
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